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Bericht
über

die Verhandlungen
der

3. Versammlung des XXIV. Landtags des Grotzherzogth. Oldenburg.

Dritte Sitzung.

Oldenburg , den 28 . August 1893 , Vormittags 10 Uhr.

- - - - -

Tagesordnung : 1. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Nachbewilligungeiner Summe bis zu 14 000 ^ .
zu Z. 152 des Boranschlags der Ausgaben der Landeskasse des Herzogthums Oldenburg pro 1893
zum Ankauf der den Oetken'schen Erben gehörigen, zu Ruhwarden belegenen Besitzung und für
die Einrichtung der Gebäude zu drei Grenzaufseher-Dienstwohnungen.

2. Berichte von drei Minderheiten des Ausschusses für die Borberathung der Vorlage, betr. Zusatz-
Artikel zum Staatsgrnndgesetze.

Vorsitzender: Präsident Roggeurann.

Am Ministertisch: Seine Excellenz Minister Jansen,
Minister Heumann,  Oberregierungsrath Dugend,  Ober-
sinanzrath Oeltermann,  Regierungsrath Becker.

Der Präsident eröffnet die Sitzung mit folgenden
Worten: Ich eröffne die Sitzung.

Die Protokolle der bisherigen Sitzungen dieser Ver¬
sammlung des Landtags werden vorgelesen, das Protokoll
der ersten ordentlichen Sitzung wird auf Antrag des Abg.
Funch dahin geändert, daß nicht vom Abg. Funch, son¬
dern vom Abg. Wallroth  die Vorschläge betreffend die
Wahlen zu den Ausschüssen gemacht sind, und daß der Abg.
Funch nur Abstimmung durch Akklamation beantragt hat,
im klebrigen werden die Protokolle genehmigt.

Der Präsident theilt folgende Eingänge mit:
1. Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung,

betreffend die Ernennung der Regierungs-Commissare.
Zu den Akten.

2. Eingabe des Or. püll. Robert Fuchs in Berlin,
betreffend Bewerbung um die stenographische Auf¬
nahme der Landtags-Verhandlungen.

Zu den Akten.
3. Eingabe des Magistrats und Stadtraths in Elsfleth,

betreffend den Vertrag zwischen Oldenburg und
Bremen über die Ausführung der Correction der

Berichte . XXIV . Landtag, 3. Versammlung.

Unterweser vom 24. November 1887, hier: Ver¬
tiefung des Rekumer Lochs.

An den Petitionsausschuß.
4. Eingabe der Jagdiuteressenten des Amtsbezirks Del¬

menhorst, betreffend Verlegung der Jagderöffnungs-
Termine.

Au den Petitionsausschuß.
5. Schreiben des Großherzoglichen Staatsministeriums,

betr. Eröffnung eines Credits bei der Centralkasse
wegen der Landtagskosten.

Zu den Akten.
Es wird sodann in die Tagesordnung eingetreten.
I. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betreffend

Nachbewilligung einer Summe bis zu 14 000 ^ zuH. 152
des Voranschlags der Ausgaben der Landeskaffe des Herzog¬
thums Oldenburg pro 1893 zum Ankauf der den Oetken'schen
Erben gehörigen, zu Ruhwarden belegenen Besitzung und
für die Einrichtung der Gebäude zu drei Grenzaufseher-
Dienstwohnungen.

Es erhält das Wort der
Berichterstatter Abg. Ahlhorn : Die Vorlage bezwecke

den Ankauf von Dienstwohnungen in Ruhwarden. Nach
reiflicher Ueberleguug halte der Ausschuß den Ankauf für
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vortheilhaft . Drei Grenzaufscher sollten in Ruhwarden
stalionirt sein , dort seien aber keine geeigneten Wohnungen
für sie , und sie hätten deshalb schon seit 1889 in dem nahe¬
gelegenen Tossens gewohnt . Hier seien nun den beiden
ältesten Grcnzanssehern ihre in ein und demselben Hause
befindlichen Wohnungen auf den 1 . Mai n . I . gekündigt,
sic müßten sich daher nach anderen Wohnungen umsehen.
Passende Wohnungen gäbe es weder in Ruhwarden noch
Tossens noch dem schon ungünstiger gelegenen Langwarden.
Jetzt biete sich eine günstige Gelegenheit zum Ankauf solcher
Dienstwohnungen , indem die zu Ruhwarden belegene Be¬
sitzung der Octkcn ' schen Erben zum Verkauf stehe . Der
Kaufpreis sei ein durchaus mäßiger und zwar betrage er
12 000 , während das Haus zu 15 750 in der
Brandkasse versichert sei , die Kosten des Ausbaus zu Dienst¬
wohnungen betrügen nur 2000 Hierzu komme noch,
daß sich bei dem Hause Gartenland von ca . 40 a Flächen¬
inhalt befände . Dies genüge seiner Ansicht nach noch nicht;
es müsse überhaupt , worauf er schon früher einmal hinge-
wicscn habe , darauf Bedacht gelegt werden , derartigen Be¬
amten besonders in den Dörfern mehr Gartenland zu geben,
diese hätten nach seiner Erfahrung viel Zeit zum Gartenbau
übrig und könnten dabei auch billiger leben . Der Finanz¬
ausschuß fände den Ankauf billig und stelle einstimmig den
Antrag:

Der Landtag wolle für den Ankauf der den Oet-
ken ' sehen Erben gehörigen , zu Ruhwarden belegenen
Besitzung und für die Einrichtung der Gebäude zu
drei Grcnzaufseher - Dienstwohnungen eine Summe
bis zu 14 000 zu § . 152 des Voranschlags der
Ausgaben der Landeskasse des Herzogthnms Olden¬
burg pro 1893 nachträglich bewilligen.

Abg . Hansing : Auch er könne den Ankauf der Be¬
sitzung nur empfehlen , er kenne die Butjadiger Verhältnisse,
der Kaufpreis sei ein durchaus annehmbarer . Er habe
auch einen Platz zur Verfügung gestellt , doch halte er diesen
Vorschlag wegen seiner Billigkeit für günstiger ; das Haus
sei auch solide und dauerhaft gebaut.

Der Antrag wird daraus angenommen.
II . Berichte von drei Minderheiten des Ausschusses

für die Vorberathung der Vorlage , betr . Zusatzartikel zum
Staatsgrundgesetze.

Den Vorsitz übernimmt Viceprüsident Ahlhorn,  da
der Abg . Roggemann  Berichterstatter einer der drei
Minderheiten ist.

Der Präsident erklärt , die Berathung müsse über die
ganze Vorlage stattfinden , eine Trennung in Berathungen
über die Einzelberichtc sei nicht am Platze.

Auf Vorlesung der Berichte wird verzichtet.
Es erhält das Wort
Minister Jansen Exc . : Er wolle die Stellung der

Staatsrcgierung zu den Anträgen kurz präcisiren und die
Regierungsvorlage näher begründen . Ziel und Zweck der
Regierungsvorlage sei : Ermöglichung einjähriger Etats¬
perioden für die Eisenbahnverwaltung , deren Herbeiführung
allseitiger Wunsch sei . Absicht der Regierung sei es hierbei,
so wenig wie möglich an dem Bestehenden zu änderu , und
doch dabei das Verhältniß möglichst einfach und zweckent¬

sprechend zu gestalten . Der ordentliche Landtag trete alle
drei Jahre zusammen , neben ihm solle ein engerer Landtag
aus den Abgeordneten des Herzogthums geschaffen werden
zur Revision des Eisenbahnbudgets im 2 . und 3 . Jahre
einer jeden Finanzperiode , wobei dann zugleich andere in¬
zwischen erwachsene Eisenbahn - Angelegenheiten zu erledigen
sein würden . Das Verhältniß sei also folgendes : seien
ordentliche und außerordentliche Landtage berufen , so erle¬
digten diese die Eisenbahnangelegenheiten , sonst treten die
„engeren Landtage " an ihre Stelle . So würden die Fürsten¬
thümer möglichst wenig eingeschränkt . Der engere Landtag
sei nicht , gedacht als selbständige Körperschaft , sondern er sei
nur ein engerer Ausschuß des Gesammtlandtags , dem 26
von 33 Abgeordneten angehörten unter Ausschluß der 7 Ab¬
geordneten aus den Fürstenthümern , die an Eisenbahnsachen
des Hcrzogthums doch nur ein geringes Interesse hätten.
Die Staatsregierung habe nicht übersehen , daß Kollisionen
zwischen beiden Korporationen möglich seien , praktisch sei
darauf jedoch kein großes Gewicht zu legen . Die Vorzüge
dieser Einrichtung seien zu groß , es seien dies Einfachheit
und enger Anschluß an die bisherigen Institutionen . Dieser
Ansicht sei die Staatsrcgierung noch . In dem Ausschuß
jedoch sei der Möglichkeit von Kollisionen ein größeres Ge¬
wicht beigelegt . Wenn daher nach den Ausschußberichten
wenig Aussicht auf Annahme der Regierungsvorlage sei , so
erkläre er hiermit , daß die Staätsregierung auch eventuell
mit dem Anträge Roggemann  einverstanden sei , weleber
das Eisenbahnbudget aus dem Gesammtbudget ganz loslösen
und es einer Versammlung der Abgeordneten ans dem
Herzogthum , einem engeren Landtage , überweisen wolle . ^

Es sei nicht zu verkennen , daß die Verhältnisse sich
auf diesem radikaleren Wege in mancher Beziehung einfacher
gestalten würden . Die Folge sei jedoch Ausschluß der Ab¬
geordneten der Fürstenthümer bei Beschlußfassung in Eisen¬
bahnangelegenheiten , während die Regierungsvorlage nur
eine Beschränkung derselben wolle . Bei ruhiger Ueber-
legung dürfte indessen auch bei den Abgeordneten der Fürstcn-
thümer ein durchschlagendes Bedenken gegen den Antrag
Roggemann  nicht vorhanden sein , ein sestabgegrenztes dem
Herzogthum eigenthümliches Interessengebiet werde an den
engeren Landtag verwiesen , an welchem die Fürstenthümer nicht
betheiligt seien ; diese besäßen keine Staatseisenbahnen und wür¬
den nach menschlichem Ermessen auch niemals Staatseisenbah¬
nen besitzen . Deshalb könne hieraus auch keine Konsequenz füv
andere Verhältnisse gezogen werden . Die Staatsrcgierung
sei gewiß weit entfernt , den Fürstenthümern zu nahe treten zu
wollen,  andererseits dürfe aber auch die Eigenartigkeit der
Zusammensetzung des Oldenburgischcn Staates bei der Be-
urtheilung solcher Fragen nicht außer Acht gelassen werden:
hier hätten wir das Herzogthum , dann Lübeck an der Ostsee
und Birkenfeld am linken Rheinufer . In diesen räumlich
getrennten Landestheilen seien die Verhältnisse verschieden,
die Bewohner hätten verschiedene Interessen , vereint seien
sie nur durch das feste Band einer historffchen Entwickelung.
Dieser Eigenart müsse Rechnung getragen werden , wie es
auch die Verfassung schon thue . Das Staatsgrundgesctz
führe den Gedanken der Einheit nicht fest durch , es habe
Kassentrennung für die drei Landestheile , und den Fürsten¬
thümern sei der Provinzialrath gegeben . Damals habe sich
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für das Herzogthum kein Bedürfniß nach einer Sonderver¬
tretung gezeigt, jetzt fei dies hervorgetreten in Eisenbahn¬
angelegenheitein Das Herzogthum dürfe deshalb auf das
Entgegenkommen der Abgeordneten aus den Fürstenthümern
rechnen, zumal materielle Interessen nicht gefährdet würden.
Er bitte, sich für die Regierungsvorlage zu entscheiden, wenn
nicht, so den Antrag Roggemann anzunehmen.

Der Antrag Jaspers fei für die Staatsregierung
unannehmbar, er stehe auf dem Boden der jährlichen Be¬
rufung eines Landtags, er bedeute nur eine Etappe zur Ein¬
führung einjähriger Budgetperioden, und hierzu könne die
Regierung aus öfters erörterten Gründen ihre Zustimmung
nicht geben. In der Begründung des Antrages Jaspers
heiße es, er wolle die Fühlung der Regierung mit dem
Landtage sichern. Dies schätze die Staatsregierung Wohl,
doch auch jetzt schon würden fast jährlich außerordentliche
Landtage berufen, so daß die Volksvertretung Gelegenheit
habe, ihre Anträge der Regierung zu unterbreiten, und auch
in Zukunft würde es nicht an der Berufung außerordent¬
licher Landtage fehlen, sobald ein Bedürfnis; dafür hervor¬
trete. Eine Stärkung der Fühlung zwischen Volksvertretung
und Regierung erwarte diese auch von dem engeren Land¬
tage, wenngleich er nur aus Abgeordneten des Hcrzogthums
bestehe.

Gegen den Antrag Pancratz hege die Staatsregierung
dieselben Bedenken, wie sie in dem Berichte der vom Abge¬
ordneten Roggemann vertretenen Minderheit hervorgehoben
feien. Sie könne nur wünschen, daß bei Ablehnung des
Regierungsantrags der Antrag Roggemann  angenommen
werde, da auch die Annahme dieses eine befriedigende Lösung
herbeifichren würde.

Abg. Pancratz : Der Abgeordnete Wallroth  und er
hielten den Antrag der Staatsregierung wie den Antrag
Roggemann  für unannehmbar, da es unzulässig sei, die
Fürstenthümer vom Landtage auszuschließen. Dieser Aus¬
druck sei Wohl nicht allseitig verstanden, er möge auch wohl
nicht ganz richtig gewählt sein, er wisse aber keinen besseren
zu finden. Zur Erläuterung wolle er ein Beispiel aus dem
Civilrechte anführen: Eine eingetragene Genossenschaft be¬
schlösse in formal vollständig gültiger Weise, einige Genossen
sollten von der Beschlußfassung in gewissen Angelegenheiten
ausgeschlossen sein. Dies würde von allen Gerichten für null
und nichtig erklärt werden; es widerspräche dem Wesen der
Genossenschaft. In dem vorliegenden Falle widerspreche es
dem Begriffe des Einheitsstaates, wenn die Abgeordneten
der Fürstenthümer von der Beschlußfassung in Eisenbahn¬
angelegenheiten ausgeschlossen würden. Hier gebe es kein
Gericht, der Landtag selbst sei höchste und einzige Instanz,
er müsse deshalb desto vorsichtiger sein, wenn es sich darum
handele, einem Theile der Abgeordneten etwas von seinem
Rechte zu nehmen.

Die für den Ausschluß geltend gemachten Gründe seien
auch nicht stichhaltig. Es werde gesagt, die Abgeordneten
der Fürstenthümer hätten kein Interesse daran , in Eisen¬
bahnangelegenheiten mitzustimmen. Sie hätten aber aller¬
dings ein Interesse und zwar ein formales, denn sie seien
Mitglieder eines einheitlichen Staates , und auch ein
materielles Interesse, wie der Abg. Jaspers  in seinem

Berichte überzeugend nachgewiesen habe. Er gebe zu, daß
ihr Interesse in Eisenbähnsachen des Herzogthums allerdings
ein geringeres sei, doch das sei kein Grund zur Ausschließung.
Hervorheben müsse er noch, daß die Abgeordneten der
Fürstenthümer in diesen Sachen objektiver nrtheilen könnten,
da bei ihnen keine Kirchthurmsinteressen mitspielten. Es
sei sogar erwünscht, daß die Abgeordneten der Fürstenthümer
mitstimmten, damit sie den Ausschlag geben könnten, falls
bei Abgeordneten des Herzogthums Ortsinteressen im Spiele
seien. Oberflächliche Benrtheilung und leichtsinnige Abstim¬
mung ihrerseits dürste nicht zu befürchten sein. Der zweite
für den Ausschluß der Fürstenthümer geltend gemachte
Grund, daß die Fürstenthümer einen Provinzialrath hätten,
scheine ihm nicht durchschlagend zu sein. Der Provinzialrath
sei nur eine Gutachten abgebende Behörde, eine entscheidende
Stimme habe er nicht. Die Fürstenthümer hätten ihn auch
schon, er sei also kein Entgelt für die Beschränkung ihrer
Rechte, und außerdem wäre er kein äquivalenter Entgelt.
Denn wenn die Staatsregierung dem Landtage sagte, er
solle auf Budget verzichten und sich mit einem Gutachten
begnügen, so würde er das gewiß nicht mit Dank an¬
nehmen.

Die Fürstenthümer hätten im Ausschuß auch einstimmig
gegen den Antrag der Staatsregierung und den Antrag
Roggemann  protestirt . Sie dürften nicht gegen ihren
Willen hinausgesetzt werden; er sehe in ihrem Ausschluß
eine Vergewaltigungder schlimmsten Art und sein Rechts-
gefühl werde tief dadurch verletzt. Der Abgeordnete Wall-
roth  und er hätten einen Vermittelungsantraggestellt, sie
hätten geglaubt, daß die Regierung von der Ausschließung
der Abgeordneten aus den Fürstenthümern abschen könnte,
wenn jährlich ein Landtag einberufen würde, dessen Zustän¬
digkeit auf Eisenbahnangelcgenheiten beschränkt sei. Er wie¬
derhole nochmals, daß er dem Anträge der Staatsrcgiernng
und dem noch weiter gehenden Anträge Roggemann  nicht
znstimmen könne.

Abg. Wallroth : Er werde sowohl gegen die Regie¬
rungsvorlage als auch gegen den Antrag 9roggemann
demnächst stimmen, beide seien ihm unannehmbar, insbeson¬
dere weil sie den Ausschluß der Abgeordneten der Fürstcn-
thümer von der jährlichen Berathung und Beschlußfassung
über den Eisenbahnetat des Herzogthums wollten, die Vor¬
lage beschränkter, der Antrag Roggemann  den gänzlichen
Ausschluß. Dieserhalb sei ihm (Redner) die Regierungs¬
vorlage schon bei der ersten Einsicht unsympathisch gewesen,
denn der beabsichtigte Ausschluß verstoße, wie im schriftlichen
Berichte zu dem Anträge Pancratz  näher ausgeführt sei,
gegen den Geist unseres Staatsgrundgesetzes, insbesondere
auch wider den Artikel 127 daselbst, wonach der Landtag
als „der gesetzliche Vertreter aller  Staatsbürger und des
ganzen  Landes im Allgemeinen"  berufen sei. —

Deshalb schon sei ein Sonderlandtag — ein solcher
würde durch Ausschluß der Vertreter der Fürstenthümerge¬
schaffen— unmöglich. Wollte man demnach diesen Aus¬
schluß zulasten, so würde man in der That , wie Abgeord¬
neter Jaspers  im Ausschuß sich zutreffend ausgedrückt
habe, einen politischen Mißgriff thun, denn die Abgeordneten
der Fürstenthümer würden auf diese Weise nicht nur herab-
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gedrückt zu Abgeordneten zweiter Güte , sondern die Pro¬
vinzen auch zu minderberechtigten degradirt.

Anstatt dessen solle man Alles aufwenden , um das
wünschenswerthe Gefühl der politischen Zusammengehörigkeit
mit dem Herzogthum in den Fürstenthümern nach Möglich¬
keit zu stärken , nicht aber das z. Z . schon recht lockere Band
noch mehr lösen . Die bestehende geringe Verbindung er¬
kläre sich aus der räumlichen Trennung der verschiedenen
Landestheile , sowie aus dem gänzlichen Mangel gemein¬
schaftlicher Institute . So habe das Fürstenthum Lübeck
z . B . getrennte Finanzen (die es für alle Zeiten zu be¬
halten wünsche !) , die Rechtspflege sei , abgesehen von neben¬
sächlicher Beziehung zum Oberlandesgericht zu Oldenburg
in Grundbuchsachen , ganz gesondert , denn man habe ein
Landgericht gemeinschaftlich mit dem Freistaate Lübeck und
gehöre zum Oberlandesgericht Hamburg , die Kirche unter¬
stehe nicht der Synode des Herzogthums , ebenso stehe das
Schulwesen zu diesem in keiner näheren Beziehung . In
letzter Zeit habe man sogar verschiedentlich der seit lange
bestandenen gemeinschaftlichen Benutzung bewährter Institute
und Anstalten des Herzogthums ein Ende gemacht , z. B.
fänden die jungen Leute des Fürstenthums Lübeck nicht
mehr , wie lange Jahre hindurch , Aufnahme im hiesigen
Seminar , sondern erhielten in dem zu Greiz ihre Ausbil¬
dung , wo alle Verhältnisse von denen des Fürstenthums
noch mehr verschieden seien als die im Herzogthum.
Wünsche auf baldige Abänderung dieses Zustandes seien
schon oft laut geworden , zuletzt wieder gelegentlich der vor
Kurzem hier stattgehabten Säkularfcier des hiesigen Semi¬
nars , zu welcher , dem Vernehmen nach , gegen 30 Lehrer,
frühere Schüler desselben , aus dem Fürstenthum Lübeck her¬
beigekommen seien . In dieser Richtung lasse sich noch
Manches anführen , was Zulassung der Bewohner des
Fürstenthums auch zu anderen Anstalten und Einrichtungen
des Herzogthums erwünscht erscheinen lasse.

Für Ausschluß der Vertreter der Fürstenthümer sei im
Verfassungsausschusse u . A . angeführt worden : es sei ein
großer Mißstaud , daß die Stimmen dieser in wichtigen An¬
gelegenheiten des Eisenbahnwesens des Herzogthums , obwohl
diese sie nichts angingen , den Ausschlag geben könnten , wie
es schon vereinzelt vorgekommeu sei . Hierauf sei zu er¬
widern , daß , wenn in der That einmal eine solche Entschei¬
dung durch Stimmen aus den Fürstenthümern eintreteu
sollte , was übrigens nicht ganz wahrscheinlich sei , da die
Vertreter der beiden Provinzen nur in ganz seltenen Fällen
diese wünschenswerthe Einheit gezeigt hätten , ein solches
Ausschlaggebeu ein den Interessen des Herzogthums weniger
gefährliches sein würde , weil hierbei Voraussetzung sein
würde ungefähre Stimmengleichheit der Mehrheit und Min¬
derheit der Vertreter des Herzogthums , so daß es fraglich
bleiben müsse , welche Seite das Richtige getroffen habe.

Weil die Fürstenthümer kein Interesse hätten am Eisen¬
bahnwesen des Herzogthums , wozu sie ja auch nichts be¬
zahlten , sei ihr Ausschluß gerechtfertigt , sei ferner vorge¬
bracht . Wenn auch erklärlicher Weise das Interesse nicht
ein gleich unmittelbares , gleich bedeutendes sei , wie das der
für ihre Eisenbahnen zahlenden Bewohner des Herzogthums,
so hätten die Fürstenthümer allein schon der alle 6 Jahre
festzustellenden Quote wegen ein Interesse daran , denn die

größere oder geringere Einnahme der Staatsbahnen beein¬
flusse die Finanzlage des Herzogthums , damit aber auch die
Höhe der von den Fürstenthümern zu leistenden Zahlungen
zu den Gesammtlasten des Großherzogthums.

Wenn im Ausschüsse weiter behauptet sei . daß die Ab¬
geordneten der Fürstenthümer kein Interesse an den Eisen¬
bahnangelegenheiten des Herzogthums haben , gehe schon
daraus hervor , daß keiner dieser Vertreter jemals Mitglied
der Eiseubahnausschüsse gewesen wäre , so besage das Nichts,
denn allein aus Bescheidenheit hätten sie sich dazu nicht ge¬
drängt , weil den anderen Abgeordneten wegen ihres un¬
mittelbareren Interesses in dieser Hinsicht der Vorrang ge¬
bühre . Ueberdies hätten die wenig zahlreichen Vertreter der
Fürstenthümer den übrigen Ausschüssen angehört.

Das Staatsgruudgesetz fordere übrigens geradezu , daß
auch die Vertreter der Fürstenthümer das nöthige Interesse
hätten , es lege ihnen die Pflicht auf , für das Wohl und
Wehe des ganzen Großherzogthums zu rathen und zu
thaten . Das allein schon verbiete diesen Abgeordneten , auf
ihr verfassungsmäßiges Recht , in Eisenbahnangelegenheiten
mitzustimmen , Verzicht zu leisten , wozu er (Redner ) persönlich
sonst gerne bereit sein würde , aber die Rücksicht auf das Recht
des Landes , welches ihm das Mandat übertragen habe , lasse
einen solchen Verzicht nicht zu.

Wenn man die Fürstenthümer nicht Theil nehmen
lassen wolle an Berathung der Eisenbahnvorlage , weshalb
schließe man sie denn nicht folgerichtig auch aus von der
Entscheidung über Vorlagen über andere wichtige Theile des
Staatshaushalts des Herzogthums : das Gerichtswesen , die
Kanal - und Hasenbauten , den Hochbau u . s. w . , welche an
erster Stelle auch allein das Herzogthum angingenst und für
die ebenfalls verhältnißmäßig bedeutende Summen gefordert
würden?

Weiter wäre behauptet : die Abgeordneten der Fürsten¬
thümer seien nicht in der Lage , sich in gleicher Weise über
das Eisenbahnwesen aus dem Laufenden zu erhalten , wie die
Vertreter des Herzogthums , welche aus nächster Nähe alles
besser beobachten könnten , jedes auf diesem Gebiete von irgend
welcher Bedeutung sich Ereignende erführen . Was diese
Vertreter auf solche Weise erführen , könne doch wohl nur
Weniges , minder Wichtiges sein . Die Ansicht der den Aus¬
schluß der Abgeordneten der Fürstenthümer Befürwortenden:
der ganze Landtag sei nicht mobil genug und könne nicht
rasch genug arbeiten , sei unrichtig , denn man könne , falls
es überall mal nöthig sein solle , die Vertreter aus den
Fürstenthümern telegraphisch herbeirufen , er (Redner ) würde
in sechs bis acht Stunden zur Stelle sein , früher vielleicht
als einzelne Abgeordnete aus dem fernen Jever - oder
Münsterlande . Wie endlich durch die Anwesenheit der
7 Vertreter aus den Fürstenthümern die Arbeiten des Land¬
tags verlangsamt werden sollten , könne er nicht einsehen.

Auch sei zu beachten , daß die durch Berufung des
Gesammtlandtags entstehenden geringen Mehrkosten nicht
allein von den Fürstenthümern , sondern im Verhältniß zu
der festgesetzten Quote von den drei Landestheilen gemein¬
schaftlich zu tragen wären.

Dafür , daß sich bislang Mißstände irgend welcher Art
nicht daraus ergeben hätten , daß die Abgeordneten der Für¬
stenthümer über alle , auch das Herzogthum zunächst allein
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angehende Vorlagen mit beriechen und abstimmten, berufe
er sich auf das Zeugniß eines früheren, langjährigen, mit
Recht in höchstem Ansehen stehenden Mitgliedes des Land¬
tages, des jetzigen Präsidenten des hiesigen Oberlandes¬
gerichts Becker , welcher in einem dem Redner in diesen
Tagen zufällig zu Gesicht gekommenen Aufsatze in Mar-
quardsen 's „Handbuch des öffentlichen Rechts" über das
Oldenburgische Staatsrecht sage: „Die Mitberathung und
Abstimmung auf dem Landtage in Angelegenheiten einer
fremden Provinz habe sich nicht hinderlich, eher förderlich
erwiesen im Sinne einer Bevorzugung allgemeiner Inter¬
essen vor solchen mehr lokaler oder sonst partikularer
Natur ." -—

Das seien im Wesentlichen die schon im Verfassungs-
ausschusse vom Redner vorgebrachten Gründe, welche ihn
bestimmten zur Ablehnung sowohl der Regierungsvorlage,
als auch des Antrags Roggemann.

Aber auch gegen den Antrag Jaspers werde er stim¬
men, obwohl er ihm sympathischer sei, weil er den Aus¬
schluß der Fürstenthümer nicht wolle. Dieser Antrag müsse
aber allmählich zu einjährigen Finanzperioden führen, für
die er (Redner) niemals zu haben sein würde. Denn dahin
könne nur das zwingendste Bedürfniß führen, welches aber
noch keineswegs vorliege, vielmehr sei das Gegentheil schon
dadurch voll erwiesen, daß in den zwölf Jahren , während
welcher Redner dem Landtage anzugehören die Ehre habe,
der Landtag außerordentlich nur einberufen sei, wenn das
Eisenbahnwesen des Herzogthums dies erfordert habe, Vor¬
lagen anderer Art hätten dazu aber niemals Veranlassung
gegeben.

Was weiter gegen einjährige Finanzperioden einzu¬
wenden sei, habe er (Redner) schon während der außer¬
ordentlichen Landtagstagung im letzten Frühjahr im Ein¬
zelnen vorgebracht, er wolle es nicht wiederholen, aber noch¬
mals wieder hervorheben, daß unsere Verhältnisse dafür
viel zu klein seien, zumal weit größere deutsche Staaten
mit zwei- bzw. dreijährigen Perioden auskämen, vor allem
aber würde gesetzliche Einführung einjähriger Perioden vom
Uebel sein, weil dadurch der Parlamentarismus, von dem
wir jetzt schon wenigstens genug hätten, über die Gebühr
vermehrt werden würde.

Bei dieser Sachlage wäre es ihm das liebste gewesen,
wenn die Staatsregierung alles beim Alten gelassen hätte,
indem sie auch in Zukunft den Landtag je nach Bedürfniß
außerordentlich einberufe — obwohl er zugebe, daß der
Landtag selbst während seiner letzten Tagung Veranlassung
zu der Regierungsvorlage gegeben habe.

Der Antrag Pancratz wolle das bisherige Verfahren
der Staatsregierung beibehalten und berücksichtige zugleich
das allseitig anerkannte Bedürfniß, den Haushalt für die
Staatsbahnen des Herzogthums jährlich festzustellen. Des¬
halb bitte er, der Landtag möge schließlich diesem von ihm
(Redner) mitgestellten Anträge thunlichst einmüthig zu¬
stimmen.

Abg. Roggemann : Es liege hier der seltene Fall
vor, daß im Ausschüsse keine Einigung, nicht einmal eine
Mehrheit für irgend einen Antrag erzielt sei; das könne
von schlechter Vorbedeutung sein, was er leider auch be¬
fürchte. Er stehe auf einem anderen Standpunkte als der

Abg. Wallroth . Der Landtag habe wiederholt eine bessere
Kontrolle in Eisenbahnangelegenheiten gewünscht. Diesem
Wunsche des Landtags sei von der Staatsregierung jetzt
stattgegeben, und es wäre sehr zu bedauern, wenn der
Landtag dieses Anerbieten ablehnte.

Er wolle zunächst kurz die vier Anträge berühren.
Es lägen vor

1. die Regierungsvorlage; nach ihr sollten die Eisen¬
bahnsachen bald vor den Landtag des Großherzogthums,
bald vor einen engeren Landtag gebracht werden;

2. den Antrag Pancratz und Wallroth , dieser
wolle jährlich den ganzen Landtag berufen, und zwar solle
sich dieser im zweiten und dritten Jahre einer jeden Land¬
tagsperiode nur mit Eisenbahnsachen beschäftigen;

3. den Antrag Jaspers ; auch dieser wolle stets den
ganzen Landtag berufen, doch ohne die Einschränkung des
Antrags Pancratz;

4. habe eine Minderheit, deren Berichterstatter er selbst
sei, einen Antrag cingebracht, der das Budget der Eisen¬
bahn aus dem Gesammtbudget loslösen und einer Ver¬
sammlung der Abgeordneten des Herzogthums überweisen
wolle.

Was zunächst die Regierungsvorlage betreffe, so halte
die Staatsregierung diese auch jetzt noch für die bessere,
allein auch die heutige Begründung des Herrn Ministers
habe ihn nicht überzeugen können, daß auf dem Wege,
welchen die Staatsregierung einschlage, eine richtige Lösung
der Frage zu finden sei. Unzweifelhaft würde es zwischen
beiden Körperschaften zu Kollisionen kommen; die Möglich¬
keit eines Konflikts sei auch von der Staatsregierung an¬
erkannt, aber der Eintritt eines solchen weit von der Hand
gewiesen; ihm (Redner) erscheine ein Konflikt unvermeidlich.
Er wolle nur ein Beispiel anführen: Nach der Regierungs¬
vorlage könne der engere Landtag schon den Voranschlag
des ersten Jahres abändern. Wenn z. B . im ordentlichen
Landtage eine bestrittene Position mit Hülfe der Stimmen
der Fürstenthümer abgelehnt worden, dann könne die Re¬
gierung sofort den engeren Landtag berufen, und mit diesem
ihre Vorlage durchbringen. Dies wäre formell nicht zu
beanstanden, würde aber zu großen Unzuträglichkeiten führen.
Es könne ja eine Reihe von Jahren gut gehen, allein auf
so unsichere Aussichten hin dürfe man keine Organisation
schaffen. Vermieden werden könne eine Kollision nur, wenn
man die Eisenbahnangelegenheiten ganz ausscheide und für
deren ausschließliche Berathung eine besondere Körperschaft,
einen engern Landtag, konstruire.

Dem Anträge Pancratz  könne er nicht zustimmen.
Wenn dieser sage, der von ihm (Redner) vertretene Antrag
verstoße gegen das Staatsgrundgesetz und den Geist des¬
selben, so sei dies offenbar unzutreffend; auch die vom
Abgeordneten Pancratz  heute aus praktischen Gründen
geltend gemachten Bedenken hätten ihn nicht überzeugt.

Ebenso müsse er dem Anträge Jaspers  seine Zu¬
stimmung versagen, wenn er auch der konsequenteste von
allen Anträgen sei. Dieser Antrag sei identisch mit dem
Anträge auf Einführung einjähriger Finanzperioden, prak¬
tisch sei kein Unterschied vorhanden. Ob die Einführung
einjähriger Finanzperioden zweckmäßig sei, daraus wolle er
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nicht eingehen ; daß sie möglich sei , gebe er zu . Die Staats¬
regierung sage , die Einführung einjähriger Budgetperioden
bringe eine größere Arbeitslast mit fick) , erfordere mehr
Beamte und verursache mehr Kosten . Seines Erachtens sei
die Frage der Einführung einjähriger Finauzperioden für
das ganze Budget hauptsächlich eine Machtfrage , und ge¬
rade dieser Gesichtspunkt werde für die ablehnende Haltung
der Regierung entscheidend sein . Je öfter der Landtag zu¬
sammenberufen werden müsse , desto mehr wachse sein Ein¬
fluß und desto mehr werde die Verwaltung eingeengt . Des¬
halb habe die Staatsrcgierung auch auf das bestimmteste
erklärt , daß sie jeden dahin zielenden Antrag ablehnen
werde . Wer also eine Aenderung des jetzigen Zustandes
wünsche , dürfe nicht für den Antrag Jaspers  stimmen,
da alsdann alles beim Alten bliebe.

Was nun schließlich den Antrag der von ihm ver¬
tretenen Minderheit betreffe , der das Budget der Eisenbahn
aus dem Gesammtbudget heraushcben und dem sog . engeren
Landtage überweisen wolle , so meine der Abgeordnete Wall-
roth,  dies sei ein großer politischer Fehler . Er glaube,
mit Politik habe sein Antrag nichts zu thun ; die Zusammen¬
gehörigkeit der drei Landestheile werde dadurch nicht be¬
rührt , denn das ganze übrige Budget bliebe ja dem Land¬
tage des Großherzogthums . Wenn der Abg . Wallroth
ferner sage , die Abgeordneten der Fürstenthümer würden
zu Abgeordneten zweiter Güte degradirt , so sei ihm eine
derartige Ausdrucksweife nicht gerade sympathisch , außerdem
sei die Behauptung falsch : die Abgeordneten aus allen drei
Landestheilen kämen ja sümmtlich alle drei Jahre zusammen,
der ordentliche und engere Landtag beriethen alsdann ja
nebeneinander , die Abgeordneten der Fürstenthümer stimmten
nur nicht mit in Angelegenheiten , für die sie kein Interesse
hätten . Seiner Ansicht nach müßten sie es sogar mit
großem Dank aufnehmen , wenn sie der Abstimmung über
ihnen fern liegende Angelegenheiten enthoben würden , und
dies würden sie sich bei ruhiger Uebcrlegung selbst sagen.
Ohne Frage Hütten die Abgeordneten des engeren Land¬
tags auch eine bessere Kenntniß dev internen Angelegen¬
heiten des Herzogthums als die Herren ans den Fürsten-
thümern . Denn um über so wichtige Fragen , wie sie ge¬
rade auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens zur Verhand¬
lung stünden , sich ein zutreffendes Urtheil zu bilden , genüge
es nicht , die Regierungsvorlage und deren Begründung
durchzuftudiren , da müsse man innerhalb der Bevölkerung
wohnen , deren Wünsche und Interessen kennen . Demnach
könnten die Abgeordneten aus den Fürstenthümern ihre
Ausschließung nicht übel nehmen ; eine Absicht sie herab¬
zusetzen oder eine Minderschätzung ihrer Thätigkeit sei nicht
vorhanden ; die immerhin ungewöhnliche Schaffung eines
engeren Landtags für einen Theil des Budgets des Herzog¬
thums finde ihre ganz natürliche Erklärung in der unge¬
wöhnlichen Konstruktion unseres Landes , welches aus drei
räumlich erheblich entfernten Theilen bestehe.

Der Abgeordnete Pancratz  habe auf die Unzulässig¬
keit der geplanten Ausschließung hingewiescn und dabei ein
Beispiel aus dem Privatrecht herangezogen . Dieses Beispiel
sei hier nicht am Platze , es liefere aber den Beweis dafür,
daß der Abg . Pancratz  die ganze Sache von einer rein
civilistischen Auffassung aus beurtheile ; hier handle es sich

aber nicht um Civilrecht , sondern um öffentliches Recht,
dessen Abänderung in der dafür vorgeschriebenen Form
zweifellos zulässig sei.

Er komme sodann auf eine Aeußerung in den vorher¬
gehenden Ausführungen , die ihn ganz besonders befremdet
habe - Es sei von den Herren Vorrednern hervorgehoben,
daß die Abgeordneten aus den Fürstenthümern objektiver
und somit richtiger urtheilen könnten . Wäre dies zutreffend,
so sei am besten , den Landtag zu schließen , und alle An¬
gelegenheiten , über die hier verhandelt werde , einem den
Verhältnissen völlig fernstehenden , objektiv urtheilenden Ge¬
richtshöfe zur Beurtheilung zu übergeben . Die Abgeordneten
bildeten keinen Gerichtshof , sondern seien verpflichtet , In¬
teressen ihrer Wähler wahrzunehmen . Wenn der Abgeord¬
nete Wallroth  ferner wiederholt hervorgehoben habe , daß
die Ausschließung der Fürstenthümer in Eisenbahnangelegen-
hciten der Einheit des Staates widerspräche , so möge er
doch die Konsequenz ziehen , daß in einem einheitlichen Staate
Einheit der Finanzen vor allem wesentlich sei ; er erwarte
daher , daß der Abg . Wallroth  im nächsten Landtag im
Interesse der Einheit des Staates einen Antrag auf Ein¬
heit der Finanzen der drei Landestheile stellen , und so die
vortrefflichen Finanzen von Lübeck auf dem Altar des Vater¬
landes zum Opfer bringen werde . Konsequent wäre das
vom Abg . Wallroth,  das werde er nicht bestreiten können.
Gerade aber die Herren Vorgänger des genannten Abge¬
ordneten hätten sich immer gegen Kasfeneinheit ausgesprochen.
Ein Vortheil seines Antrages sei es auch , daß der ständige
Landtagsausschuß Wegfällen könne . Dieser sei beim Land¬
tage wenig beliebt , da seine Beschlüsse gewöhnlich nicht
mehr geändert werden könnten . Er sei nur ein Organ des
Landtags des Großherzogthums und erscheine jetzt nicht
mehr nothwendig , da der engere Landtag leicht berufen
werden könne.

Würde es zur Ablehnung sämmtlicher Anträge kom¬
men , so könne sich die Regierung der öffentlichen Meinung
gegenüber darauf berufen , sie habe ihr möglichstes gcthan,
die geäußerten Wünsche zu erfüllen , doch der Landtag habe
nicht gewollt . Wer also für eine Aenderung des jetzigen
Zustandes sei , müsse für seinen Antrag stimmen , da die
Regierung die übrigen Anträge verwerfe . Ob damit eine
bessere Ordnung eintreten würde , müsse die Zukunft lehren;
die Hauptsache sei immer eine gute Verwaltung,  ohne
welche auch die beste Vertretung  nichts ausrichte.

Zum Schluffe gebe er noch anheim , dem Vortragenden
Rath in Eisenbahnangelegenheiten einen Techniker zur Seite
zu stellen , um die Kostenanschläge der Eisenbahn rcvidiren
zu lassen . Die Regierung habe ja mit der Wahl des Vor¬
tragenden Rathes einen glücklichen Griff gethan , doch würde
ein Techniker trotzdem sehr am Platze sein , wenn auch die
Eisenbahndirektion dadurch entlastet und dem Ministerium
größere Arbeit erwachsen würde.

Abg . Jaspers : Er könne sich kurz fassen , da er seine
Gründe im Bericht niederzulegen Gelegenheit gehabt habe.
Er bedauere , daß die Regierung seinen Antrag ablehne.
Es sei gesagt , daß die Annahme seines Antrags nur eine
Etappe zu einjährigen Budgetperioden bedeute , das bedeute
er auch . Er (Redner ) stehe nach wie vor auf dem Boden
des Majoritätsbeschlusses der vorigen Landtagsversammlung,
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er wünsche einjährige Etatsperioden und dahin müßten wir
allmählich kommen . Außer Preußen und Schaumbnrg -Lippe-
Bückeburg und abgesehen von den drei Hansastädtcn Ham¬
burg , Bremen , Lübeck hätten auch Anhalt , Waldeck , Meck¬
lenburg -Schwerin und Mecklenburg -Strelitz einjährige Finanz¬
perioden , wir würden demnach keine exceptionelle Stellung
einnehmen . Wenn der Abg . Roggemann  gesagt habe,
sein (Redners ) Antrag sei identisch mit einem Anträge auf
Einführung einjähriger Budgetperioden , so sei dies doch
nicht der Fall , er bewege sich allerdings in der Richtung
dorthin , überlasse aber die weitere Entwickelung dem sich
weiter ergebenden Bedürfnisse , und nach seinem Anträge
habe es die Regierung nach wie vor in der Hand , später
einjährige Budgetperioden einzuführen oder auch nicht.
Auch der Wunsch des Abg . Roggemann,  wenigstens
etwas zu Stande zu bringen , sei wenig schwerwiegend . Der
Antrag Pancratz  habe keine Aussicht auf Annahme , es
handele sich deshalb nur um den Antrag Roggemann
und seinen Antrag . Seinen Antrag würde die Regierung
ablehnen . Würde also der Antrag Roggemann  ange¬
nommen , so bekamen wir einen engeren Landtag , würde
sein Antrag angenommen , so käme nichts zu Staude . Käme
nichts zu Stande , ' so müsse die Regierung doch wohl jähr¬
lich einen außerordentlichen Landtag berufen , denn sie habe
die Nothwendigkeit der einjährigen Finanzperioden für Eisen¬
bahnsachen anerkannt , davon könne sie nicht mehr zurück.
Sie würde also durch die thatsächlichen Verhältnisse,
zu jährlicher Berufung eines außerordentlichen Landtags
gezwungen sein . Wäre aber nach Annahme seines Antrags
derselbe auch von der Regierung gutgeheißen worden , so sei
in Zukunft die Regierung gesetzlich  zu einer jährlichen
Berufung genöthigt . In dem einen und in dem anderen
Falle würde also eine jährliche Berufung erfolgen müssen
und nur darauf komme cs ihm zunächst an . Dem gegenüber
lege er keinen entscheidenden Werth daraus , daß wenigstens
etwas zu Stande käme . Würde der Antrag Roggemann
angenommen , so würden wir statt außerordentlicher Land¬
tage nur engere Landtage haben , damit gäben wir wesent¬
liche Rechte des Landtags auf,  wie das Petitionsrecht,
Juterpellationsrecht u . a . m . Wir trieben eine bewußte
Selbstverstümmelung der Rechte des Landtags und damit
der politischen Rechte der Wähler . Der Abg . Roggemann
habe gesagt , eine häufigere Berufung des Landtags würde
die Verwaltung einengen , das sei nicht der Fall , der Land¬
tag wolle die Regierung nicht einengen , er wolle befruchtend
auf die Thätigkeit der Regierung wirken.

Abg . Wallroth : Wenn Abg . Roggemann  geäußert
habe , die Abgeordneten der Fürstenthümer sollten mit Dank
ihren Ausschluß von der Abstimmung über den Eisenbahn¬
etat annehmen , weil es ihnen doch peinlich sein müsse , in
sie nichts angehenden Angelegenheiten eventuell die Entschei¬
dung abzugeben , so müsse erwidert werden , daß die Ab¬
geordneten eventuell dieses peinliche Gefühl mit in den Kauf
nehmen müßten , wenn sie , wie ihnen durch das Staatsgrnnd-
gesetz auferlegt sei , pflichtgemäß auch auf diesem Gebiete
mit abstimmten.

Derselbe Vorredner habe die Hoffnung ausgesprochen,
daß bei ruhiger Ueberlegung die Abgeordneten der Fürsten¬
thümer endlich doch noch ihren Ausschluß in Eisenbahnsachen

gut heißen würden ; hierüber könne er den Herrn Vorredner
vollständig beruhigen , denn sie hätten sich die Sache schon
nach allen Seiten hin auf das Reiflichste überlegt , wovon
ja auch die langen , eingehenden Verhandlungen des Ver-
faffungsausschusses Zeugniß ablegten.

Der beiläufigen Bemerkung des Vorredners , daß das
Fürstenthum Lübeck überflüssig Geld habe , müsse er energisch
widersprechen , die Finanzlage desselben sei vielmehr eine
ziemlich mißliche . Trotz der nothwendigen Beibehaltung der
getrennten Finanzen könne die allerseits gewünschte Einheit
zwischen den drei Landestheilen sehr Wohl aufrecht erhalten
werden , zumal wenn , nach wie vor , alles von dem gesumm¬
ten Landtage berathen werde . — Er empfehle nochmals An¬
nahme des Antrags Pancratz - Wallroth.

Abg . Meyer : Der Abg . Ahlhorn  und er hätten
eine Sonderstellung im Ausschüsse eingenommen , er könne
diesbezüglich nur auf den Bericht des Abg . Roggemann
verweisen . Sie seien nicht der Ansicht gewesen , daß die
Aenderung des Staatsgrundgesetzes eine brennende Frage
gewesen sei , es hätte nach ihrer Meinung noch eine oder
zwei Perioden Zeit gehabt , während welcher man den Ein¬
stuß der inzwischen erfolgten Anstellung eines eigenen Decer-
nenten für Eisenbahnangelegenheiten im Ministerium und
der erfolgten anderweitigen Organisation der Eisenbahn-
direction hätte beobachten können . Sie seien ferner der
Meinung , daß eine zu weit gehende Ausdehnung des Par¬
lamentarismus nicht förderlich für das Wohl und Gedeihen
unseres kleinen Staates sei . Dabei liege es ihnen jedoch
absolut fern , irgendwie die durch eine vernünftige constitu-
tionelle Verfassung gewährleisteten Volksrechte schmälern zu
wollen , vielmehr hielten sie das System der eingeschränkten
Monarchie , wie es hier seit bald fünf Jahrzehnten bestehe,
für ein glückliches Verhältnis Allein dasselbe könne und
werde weiter bestehen ohne eine Vermehrung des Parlamen¬
tarismus . Eine solche müßten sie nun aber sowohl in der
Regierungsvorlage , als in den sämmtlichen Abänderungs¬
anträgen erblicken . Hoffentlich werde sich aber die Sache
so regeln , daß , wenn der Antrag Roggemann  angenom¬
men würde , die engeren Landtage nicht so lange tagen wür¬
den , wie es die ordentlichen und außerordentlichen thäten,
da sonst zu hohe Ansprüche an die Zeit der Abgeordneten
gestellt würden . Unter diesem Gesichtspunkte und geleitet
durch den Beschluß der vorigen Versammlung , auch ver¬
anlaßt durch die Berathungen im Ausschüsse und die An¬
nahme des Antrages Roggemann  seitens der Staatsregie¬
rung , seien sie der Frage näher getreten und hätten sich
für die Einführung eines engeren Landtags in Eisenbahn¬
angelegenheiten entschieden , zumal nach Ansicht der Staats¬
regierung sowohl als der Mehrheit des Landtags ja auch
zwingende Gründe für die Einführung einjähriger Budget¬
perioden in Eisenbahnangelegenheiten zu sprechen schienen,
wie das im wesentlichen von den Herren Berichterstattern
auch nachgewiesen sei . Er bitte deshalb um Annahme des
Antrags Roggemann.

Der Abg . Jaspers  meine , daß die Einführung des
engeren Landtags eine Selbstverstümmelung der Volksver¬
tretung bedeute , er glaube das nicht , denn es handele sich
im wesentlichen um eine Erweiterung des Eisenbahnaus-
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schusses , dem Beschlußfähigkeit gegeben würde . Wie solle
das Verstümmelung sein ? Eine Analogie habe Preußen in
seinen Bezirkseisenbahnräthen . In der Schaffung einer
solchen Instanz sehe er nichts Bedenkliches , auch scheine ihm
die Ausschließung der Abgeordneten aus den Fürsteuthümern
unbedenklich , denn die Eisenbahn sei Sache des Herzog¬
thums . Die Abgeordneten der Fürstenthümer müßten diese
Ausschließung vielmehr als eine willkommene Entlastung
empfinden , in einigen Jahren würden sie dies Wohl einsehen,
und auch den Bewohnern der Fürstenthümer würde dies
zum Bewußtsein kommen , zumal diese schon ihren Provin¬
zialrath hätten , denn der engere Landtag sei nichts weiter
als ein Provinzialrath mit Beschlußfähigkeit . Er bitte des¬
halb für den Antrag Roggemann zu stimmen , da auch
die Staatsregierung diesem ihre Zustimmung gegeben habe.

Abg . Hoher : Der Landtag habe sich schon zwei Mal
mit der Einführung einjähriger Finanzperioden beschäftigt.
Das eine Mal in der 3 . Versammlung des 23 . Landtages,
das zweite Mal in der letzten Versammlung des jetzigen
Landtages . Das erste Mal sei diese Angelegenheit von dem
Abgeordneten Schultze berührt worden , der als einzigsten
Grund dafür die Nothwendigkeit der jährlichen Berathung
des Eisenbahnetats angeführt habe . Damals — im April
1890 — seien allgemein für die Einführung einjähriger
Budgetperioden die Abgeordneten Tantzen , Thor ade und
Gross eingetreten . Dagegen hätten sich erklärt die Abge¬
ordneten Ahlhorn und Meyer und in gewisser Weise
auch der Abgeordnete Schröder,  welcher vorgeschlagen
habe , von der Einführung einjähriger Perioden vorläufig
Abstand zu nehmen , eventuell aber zweijährige einzuführen.

Er könne ein Bedürfniß für die allgemeine Einführung
einjähriger Finanzperioden auch jetzt nicht anerkennen , doch
sei er von der Nothwendigkeit einjähriger Finanzperioden
für das Eisenbahn - Budget fest überzeugt . Der Antrag
Jaspers  habe für ihn etwas sehr Sympathisches und er
würde auch lieber gesehen haben , wenn der sogen , engere Land¬
tag sich nicht lediglich auf Eisenbahnangelegcnheiten zu be¬
schränken brauche , doch ziehe er den Antrag Roggemann
vor , da derselbe bezwecke , daß über die Eisenbahnangelegen¬
heiten nur die Abgeordneten aus dem Herzogthum beschließen
sollten . Dies halte er für völlig gerechtfertigt , denn das
Eisenbahnwesen sei eine interne Angelegenheit des Herzog¬
thums.

Der Eisenbahnvoranschlag habe für 1892 5 578 000
für 1893 5 635 000 betragen . Im vorigen Landtage
seien 1 400 000 hinzubewilligt , so daß das ganze Eisen¬
bahnbudget annähernd 7 Millionen betrage . Das seien
14/2 Millionen mehr als das Budget des Herzogthums.
Wenn man so tief in seine Tasche greifen müsse , so müsse
man auch das Bestimmungsrecht darüber haben und nicht
von Zufallsmajoritäten abhängig sein . Zufallsmajoritäten
seien aber unvermeidlich , wenn die 7 Abgeordneten aus den
Fürsteuthümern über Eisenbahngugelegeuheiten den Ausschlag
geben könnten , denn diese seien dabei nicht interessirt und
auch mit den wirthschaftlichen Verhältnissen nicht genügend
vertraut . Er werde daher für den Antrag Roggemann
stimmen.

Den Abgeordneten aus den Fürstenthümern wolle er
die Bescheidenheit durchaus nicht absprechen . Aber die That-

sache , daß dieselben in allen Ausschüssen mit alleiniger Aus¬
nahme des Eisenbahnausschusses vertreten seien , lasse darauf
schließen , daß sie kein Interesse und kein Verlangen danach
trügen , dem Eiseubahnausschuß anzugehören.

Redner appellirt an das Entgegenkommen und an das
Billigkeitsgefühl der Abgeordneten ans den Fürstenthümern
und fordert sie auf,  auch ihrerseits dem zuzustimmen , daß
die Abgeordneten aus dem Herzogthum allein über ihre
Eisenbahnangelegenheiten beschließen sollten . Das Eisen¬
bahnwesen nehme im Staatshaushalt eine Ausnahmestellung
ein ; daher müsse damit auch in dieser Beziehung eine Aus¬
nahme gemacht werden.

Wenn gesagt werde , die Einführung eines engeren
Landtages verstoße gegen den Geist des Staatsgrundgesetzes,
so sei zu bedenken , daß es zur Zeit der Entstehung bezw.
der Revision dieses Gesetzes in Oldenburg noch keine Eisen¬
bahnen gegeben habe , und daß gewiß schon damals ein
engerer Landtag für Eisenbahnangelegenheiten geschaffen sein
würde , wenn sich hätte voraussehen lassen , daß das Eisen¬
bahnwesen sich so ausdehnen und einen solchen Einfluß auf
die Finanzen des Herzogthums gewinnen würde , wie es jetzt
der Fall sei.

Unter den jetzigen Umständen sei eine Berathung des
Eisenbahnetats für die Dauer von 3 Jahren mit ganz
außerordentlicher Mühe verbunden , darüber stimmten sämmt-
liche Mitglieder des Eisenbahnausschusses überein . Jetzt,
wo Gelegenheit zur Besserung dieser Verhältnisse geboten
werde , müsse man zugreifen , und wenn man den Antrag
Jaspers  nicht durchsetzen könne , müsse man für den An¬
trag Roggemann  stimmen ; er erwarte das namentlich
von den Mitgliedern des Eisenbahnausschusses.

Abg . Schultze : Er bemerke , daß er die Frage der
Einführung einjähriger Budgetperioden bereits im Jahre
1888 gelegentlich eines Berichtes über die Verwendungen
des Landeskulturfonds , also damals nicht mit Bezug auf
Eisenbahnangelegeuheiten angeregt habe , und dabei von den
Abgeordneten Thorade und Tantzen  unterstützt sei.
Während die Regierung anfangs zur Einführung einjähriger
Budgetperioden gar keine Stellung genommen habe , habe
sie dieselbe im Jahre 1891 kühl zurückgewiesen und zwar
auch bezüglich der Eisenbahnsachen / Im letzten außerordent¬
lichen Landtage sei man der Frage aber schon näher ge¬
treten , und jetzt sei auch die Regierung von der Nothwendig¬
keit der Einführung einjähriger Budgetperioden für die
Eisenbahnangelegenheiten überzeugt . Man sehe daraus , wie
rasch die Anschauungen sich änderten und man dürfe daraus
die Hoffnung entnehmen , daß auch die Regierung sich bald
mit dem Gedanken einer jährlichen Tagung des Landtages
vertraut machen werde . Habe doch schon heute der Herr
Minister des Innern häufigere Berufung außerordentlicher
Landtage in Aussicht gestellt . Man müsse sich nur davor
hüten , durch Annahme des Antrages Roggemann  zu ver¬
hindern , daß in absehbarer Zeit jährliche Budget -Berathungen
eingeführt würden . Besser sei es noch , wenn nichts zu
Stande komme , als wenn die Verfassung dauernd durch
Schaffung eines engeren Landtages mit beschränker Compe-
tenz verschlechtert werde.

Uebrigens werde in der jetzigen Versammlung noch



9

nichts Positives geschaffen , und , werde der Antrag Rogge-
mann  angenommen , so werde demnächst das Land Gelegen¬
heit haben , sich zu äußern , und hoffentlich erklären : „Wir
wollen eine solche Verschlechterung der Verfassung nicht . "

Den Antrag Schröder  auf Einführung einjähriger
Budgetperioden zu wiederholen , habe keinen Zweck , da die
Regierung sich z . Z . vollständig ablehnend dazu verhalte.
Gelegentlich der Ausschußberathungen und auch hier im
Saale hätten die Gegner des Antrags Jaspers  gemeint,
die Rechte und die Macht der Krone könnten durch häufigere
Tagungen des Landtags alterirt werden . Die Minderheit,
die für den Antrag Jaspers  stimme , wolle dies absolut
nicht , wie denn auch , so lange kein Mitglied der Umsturz-
Partei im Landtage sitze , kein Abgeordneter daran denken
werde , der Krone ein Tüttelchen von ihrer Macht und ihren
Rechten zu nehmen . Seit Bestehen der Verfassung habe
der Landtag stets mit der Regierung das gemeinsame Ziel,
die Wohlfahrt des Landes zu heben . Das Wohl des Landes
sei untrennbar verbunden mit dem Wohle der Krone , mit
dem einen werde auch das andere gefördert . Es könne
aber nur förderlich sein und es sei daher zu wünschen , daß
der Landtag häufiger znsammentrete und feinen wohlthätigen
Einfluß auf die Regierungsgeschäfte ausübe.

Eine häufigere Tagung bezweckten auch die andern
Minderheitsanträge , aber dieselben wollten einen Landtag
mit beschrankter Competenz . Das habe der Antrag Rog ge¬
wann  mit dem Anträge Pancratz  gemein . Der Bericht
über den Antrag Roggemann  enthalte nun ein für die
Anhänger des Antrages Jaspers  sehr wichtiges Zuge-
ständniß . Derselbe gebe zu , daß ein Landtag des Groß-
hcrzogthums mit beschränkter Competenz eine Unmöglichkeit
sei . Da solle also nun die Ausschließung der Abgeordneten
aus den Fürstenthümern die Handhabe zur Beschränkung
der Competenz bieten . Ein engerer Landtag mit beschränkter
Competenz werde aber ebensowenig wie ein ganzer Landtag
mit beschränkter Competenz eine rechte Vertretung des Volkes
Um . — In keinem konstitutionellen Staate Deutschlands
gebe es einen Landtag mit beschränkter Competenz , und es
gebe doch mehrere deutsche Staaten , welche gleich Oldenburg
aus räumlich getrennten Territorien mit verschiedenartigen
wirthschaftlichen Interessen beständen.

Ein engerer Landtag für Eisenbahnangelegenheiten könne
auch nicht ohne weitere Aenderung der Verfassung einge¬
führt werden , denn zur Competenz desselben würde es z . B.
auch gehören , Anleihen für Eisenbahnzwecke aufzunehmen.
Dem stehe die Bestimmung des Art . 187 der Verfassung
entgegen : daß ohne Zustimmung des Landtags Anleihen
und Schulden nicht gültig gemacht werden könnten ; denn
ein Landtag im Sinne des Art . 187 des Staatsgrundgesetzes
könne der engere Landtag nicht sein . Ferner müßten nach
Ansicht des Redners nach Art . 195 Z. 4 Z . 3 des Staats¬
grundgesetzes auch die Fürstenthümer die Kosten des engeren
Landtages mittragen . Der Antrag Roggemann  wider¬
spreche dem Grundgedanken der revidirten Verfassung vom
Jahre 1852 : „Ein Staat — Ein Landtag ."

Die Einführung eines Landtages mit beschränkter Com¬
petenz würde demnach eine wesentliche Verschlechterung der
Verfassung bedeuten , daher sei er für den Antrag Jas¬
pers.  Der Minderheit Jaspers  und Genossen sei im

Berichte . XXIV . Landtag , 3 . Versammlung.

Ausschüsse der Vorwurf gemacht , sie treibe unfruchtbare
Opposition , da ja zur Zeit bei ihrem Anträge nichts heraus¬
käme . Wenn man aber seiner eidlichen Verpflichtung getreu
seine Ueberzeugung zum Ausdruck bringe , so könne niemals
von unfruchtbarer Opposition die Rede sein . Würde ihr
Antrag auch zunächst keine , so würde er in der Zukunft
doch nur gute Früchte tragen . , Er könne sich der Hoffnung
nicht verschließen , daß die Regierung sich dem Standpunkte
der Minderheit Jaspers  und Genossen nähern werde , und
daß sehr bald die Anschauung Aller dem zuneigen werde,
daß eine jährliche Tagung des ganzen Landtages , der die
Beschwerden und Wünsche des Landes entgegennehmen könne,
im wohlverstandenen Interesse des Landes und der Krone
sei . Er bitte daher den Antrag Jaspers  anzunehmen.

Abg . Weis : Kern der Regierungsvorlage sei die Bildung
eines engeren Landtages , eines Eisenbahnlandtages , wozu,
unter Ausschluß der Abgeordneten aus den beiden Fürsten¬
thümern , nur die 26 Abgeordneten des Herzogthums berufen
würden . Weder im Ausschüsse noch jetzt sei jemand ernst¬
lich für die Regierungsvorlage eingetreten , die Regierung
selbst habe sie preisgegeben und sich mit Befriedigung dem
Antrag Roggemann  zugewandt.

Sämmtliche 4 Anträge bedingten eine Aenderung des
Staatsgrundgesetzes . Die Einführung eines engeren Land¬
tages sei jedoch nicht möglich ohne einschneidende Aenderungen
des Staatsgrundgesetzes , welchem Beginnen entschieden ent-
gegcngetreten werden müsse . Nach dem Art . 1 des Staats¬
grundgesetzes bildeten die 3 Beftandtheile des Großherzog¬
thums einen  untheilbaren Staat , der stets vertreten werden
müsse durch den ganzen  Landtag . Der in diesem Artikel
zum Ausdruck kommende Grundsatz könne ebenso wenig ge¬
ändert werden , als andere Fundamentälsätze , wie : „ Vor
dem Gesetze sind alle gleich " , „ Jeder Staatsbürger hat volle
Glaubens - und Gewissensfreiheit " , „ Das Eigenthum ist
unverletzlich " u . s. w . Er verkenne nicht , daß das Staats¬
grundgesetz in manchen Punkten , z. B . auch in Art . 189
und 190 geändert werden dürfe , darin aber stimme er mit
dem Abgeordneten Pancratz  überein , daß kein Abgeordneter
von der Berathung über den Voranschlag oder auch nur
einen Theil des Voranschlages ausgeschlossen werden dürfe.
Früher sei ja das Eisenbahnbudget in dem Gesammtvoran-
schlag von dem Finanzausschuß vorberathen und erst auf
Antrag des Abg . Ahlhorn  sei seiner Zeit ein besonderer
Ausschuß für Eisenbahnangelegenheiten gebildet worden.
Die Bildung eines engeren Landtages für Eisenbahnange¬
legenheiten sei daher unzulässig , denn dies würde dahin
führen , daß die 3 Landes - Voranschläge von 3 Landtagen
berathen würden.

Der Antrag Roggemann  führe aus , daß oftmals in
den Händen der Abgeordneten aus den Fürstenthümern die
Entscheidung von Fragen in Eisenbahnsachen liege , die für
das Herzogthum von vitalster Bedeutung seien , für die
Fürstenthümer aber weder ein finanzielles noch wirthschaft-
liches Interesse böten , weshalb die 7 Abgeordneten aus den
Fürstenthümern von der Entscheidung über diese Fragen
auszuschließen seien . Dadurch werde ein gefährlicher Par¬
tikularismus wachgerufen.

Es seien außerdem nur 4 Fälle möglich , wo durch die
7 Abgeordneten aus den Fürstenthümern bei gleicher Ansicht
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wirklich eine Minorität bei den 26 Abgeordneten aus dem
Herzogthum in eine Majorität verwandelt werden könne,
nämlich bei einem Stimmenverhältniß von 13 gegen 13,
bis 16 gegen 10 Stimmen . Sobald 17 gegen 9 Stimmen
stünden , könnten die 7 Stimmen nicht mehr die Entscheidung
geben . Auch sei nicht einzusehcn , weshalb sie nicht bei solcher
Meinungsverschiedenheit der Abgeordneten aus dem Herzog¬
thum in ruhiger , unbefangener Beurtheilung die Entscheidung
geben sollten . Wenn gesagt werde , sie könnten die Verhält¬
nisse des Hcrzogthums nicht beurtheilen , so sei nur darauf
hinzuweisen , daß im preußischen Landtage Vertreter aus
den Ostseeprovinzen bis hinab nach Hohenzollern säßen,
welche gemeinsam beriethen und über Eisenbahnangelegen¬
heiten des ganzen Königreichs Beschlüsse faßten.

Auf die Einrichtung der Provinzialräthe in den Fürsten-
thümern hinzuweisen , sei nicht beweiskräftig . Ein Provin¬
zialrath sei auch für das Herzogthum vorhanden in den
Ausschüssen : Finanz - , Verwaltungs - , Justiz - , Eisenbahn¬
ausschuß , worin jedesmal 7 Abgeordnete aus dem Herzog¬
thum alle Regierungsvorlagen begutachteten . Der Hinweis
aus den Provinzialrath und seine in Art . 15 und 18 des
betreffenden Gesetzes bestimmten Befugnisse sei gerade günstig
für den Antrag Jaspers . Der Provinzialrath versammele
sich jährlich im Mai und habe jedesmal volle Competenz.
Ob diese Competenz so ausgeübt werde , wie sie ausgeübt
werden könnte und sollte , sei nebensächl ' ch.

Die getrennte Finanzwirthschaft der 3 Theile des Groß¬
herzogthums sei ein Fehler , aber dieser alte Fehler berech¬
tige die Staatsregierung und den Landtag jetzt nicht noch
zu einem weiteren größeren Fehler , zur Einführung eines
engeren Landtages für das Herzogthum . — Daß die Rechte
der Abgeordneten aus dem Herzogthum nicht geschmälert
würden , sei klar . Diese seien immer dabei , möge der ordent¬
liche , der außerordentliche oder der engere Landtag berufen
werden.

Nach diesen Ausführungen bittet Redner , dem Anträge
Iaspers zuzustimmen , da dieser in Gemäßheit des Staats¬
grundgesetzes allen Abgeordneten die gleichen Rechte ge¬
währe.

Abg . Jürgens : Zu dem Streben nach Einführung
einjähriger ' Budgetperioden sei in der Hauptsache die Ver¬
anlassung gegeben durch die Fehler , die in der Verwaltung
der Eisenbahn zu Tage getreten seien . In diesem Umstande
sei die Veranlassung zu suchen zu dem Anträge auf Ein¬
führung einjähriger Etatsperioden für die Eisenbahnen bezw.
für den gesammten Staats -Haushalt . Wenn der Abgeordnete
Schnitze sage , daß auch in anderer Weise sich ein Bedürfniß
nach Einführung einjähriger Finanzperioden geltend gemacht
habe , so sei offiziell diese Meinung nicht zum Ausdruck ge¬
kommen : ihm sei auch ein allgemeines Bedürfniß nach ein¬
jährigen Finanzperioden nicht fühlbar geworden . Dieses Be¬
dürfniß sei bei der Entstehung der jetzigen Verfassung nicht
vorhanden gewesen , daher könne es auch jetzt nicht vorhanden
sein , denn gegen früher sei der Haushalt infolge Ausfalls
des Militairbudgets u . s. w . erheblich vereinfacht . Auch in
anderen Staaten seien die Budgetperioden dreijährig , und
wenn gesagt werde , daß bei dreijährigen Finanzperioden
keine Voranschläge für große Unternehmungen gemacht wer¬

den könnten , so werde dies schon dadurch widerlegt , daß für
diese doch nicht jährlich , sondern gleich über das ganze
Unternehmen ein Anschlag zur Festsetzung vorgelegt werden
müsse . Wäre letzteres nicht möglich , so hätte weder die
Wesercorrection noch das Projekt der Correction der Hunte
ausgeführt werden können.

Der Landtag habe nun in seiner überwiegenden Mehr¬
heit ausgesprochen , daß es für das Eisenbahnwesen anders
liege , und auch die Regierung habe dem zugestimmt . Ge¬
rade hier sei das Interesse des Herzogthums besonders zu
berücksichtigen . Eine jährliche Prüfung der Eisenbahnvor¬
anschläge habe sich als ein dringendes praktisches Bedürfniß
herausgestellt . Diesem Bedürfnisse werde durch die Re¬
gierungsvorlage und auch durch den Antrag Roggemann
entsprochen . In beiden Anträgen sei nicht eine Schmä¬
lerung , sondern eine Erweiterung der Volksrechte zu er¬
blicken , denn wenn durch die jährliche Prüfung der Eisen¬
bahnvoranschläge die Verwaltung eingeengt werde , so setze
das eine Erweiterung der Volksrechte voraus . Gegen eine
Schmälerung der Volksrechte würde auch er mit allem Nach¬
druck auftreten.

Wenn der Abgeordnete Schultze sage , die Kosten des
engeren Landtags seien nach Art . 195 des Staatsgrund-
gesctzes von den Fürstenthümern mitzutragen , so habe es
ja der Landtag in der Hand , dies zu ändern . Diese Aen-
derung sei ja auch schon in dem Z. 7 des der Regierungs¬
vorlage und in dem K. 6 des dem Anträge Roggemann
beigefügten Gesetzentwurfes vorgesehen.

Wenn die Regelung der vorliegenden Frage im Sinne
des Antrags Roggemann  erfolge , so könnten die Abge¬
ordneten aus den Fürstenthümern darin keine Vergewal¬
tigung erblicken . Ihm sei schon häufig schwül zu Mute
geworden , wenn er über eine interne Angelegenheit der
Fürstenthümer habe mit entscheiden müssen , so auch , als es
sich um die Einführung des Grundbuchwesens in das Fürsten¬
thum Birkenfeld gehandelt habe . Die Herren Birkenfelder
seien einstimmig dagegen gewesen . Wer von den anderen
Abgeordneten habe dies Sträuben verstehen können ? Sie
seien alle dafür gewesen und hätten es als eine große Wohl-
that betrachtet , und doch müßten die Birkenfelder ihre Ver¬
hältnisse besser beurtheilen können als die anderen Abge¬
ordneten . Ebenso stehe es für das Herzogthum mit den
Eisenbahnangelegenheiten . Wenn bei einer so wichtigen
Angelegenheit , wo Millionen auf dem Spiele ständen , der
Ausschlag von den Abgeordneten aus den Fürstenthümern
gegeben werden könne , die kein finanzielles Interesse daran
hätten und mit den wirthschaftlichen Verhältnissen des Her-
zogthums nicht genügend vertraut seien , so könne das sehr
bedenklich werden . Seiner Ansicht nach könne der Aus¬
schluß der Abgeordneten aus den Fürstenthümern ruhig
stattfinden und müsse daher auch stattsinden.

Wenn gesagt werde , die Abgeordneten aus den Fürsten¬
thümern würden objektiver urtheilen , so sei dem nicht bei¬
zustimmen , im gewöhnlichen Sinne seien sie alle objektiv.
Er empfehle daher Annahme des Antrags Roggemann.

Abg . Pancratz wendet sich gegen die Bemerkungen
des Abgeordneten Roggemann,  daß er Privatrecht und
öffentliches Recht verwechselt habe , und daß man , wenn
man ein objektives Urtheil über die dem Landtage vorzu-
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legenden Angelegenheiten haben wolle, die Competenz des
Landtages einem ganz unbetheiligten Gerichtshöfe übertragen
müsse. — Er wisse sehr wohl, daß der Landtag die Interessen
des Volkes vertreten solle, aber der Landtagsabgeordnete
solle die allgemeinen Interessen des Landes über seine
eigenen und über die seines Wahlkreises setzen, und das
werde den Abgeordneten aus den Fürstenthümern in den
Eisenbahnsachen des Herzogthums leichter, als manchem Ab¬
geordneten aus dem Herzogthum.

Abg. Roggemann : Er habe dem Abgeordneten
Pan er atz nicht den Vorwurf einer Verwechslung des öffent¬
lichen und des Privatrechts gemacht, sondern nur gesagt,
der Abg. Pan er atz lasse sich im Fragefalle von rein civi¬
listischen Anschauungen leiten, wie schon daraus hervorgehe,
daß er gleichsam für alle Abgeordnete ein wohlerworbenes,
nicht entziehbares Recht darauf annehme, über alle Ange¬
legenheiten mit abzustimmen. Ferner habe er aus der An¬
sicht des Abgeordneten Pancratz,  die Abgeordneten aus
den Fürstenthümernhätten ein objektiveres Urtheil, einfach
den Schluß gezogen, daß dann die Angelegenheiten, über
die jetzt der Landtag beschließe, besser einem ganz objektiven
Gerichtshöfe zu überweisen seien.

Der Abgeordnete Schultze habe gesagt, wenn der An¬
trag Roggemann  angenommen werde, so würde das eine
wesentliche Verschlechterung des gegenwärtigen Zustandes
sein, dies sei eine arge Uebertreibuug.

Der Abgeordnete Schultze folgere: Wenn der Antrag
Roggemann  nicht angenommen werde, so bleibe alles
beim alten; die Regierung habe das Bedürfniß für eine
jährliche Feststellung des Eisenbahnbudgets anerkannt, org-o
müsse sie alle Jahre einen außerordentlichen Landtag be¬
rufen. Dies sei nicht richtig. Die Regierung müsse dann
eben nur so oft einen außerordentlichen Landtag berufen,
als nach Maßgabe der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen
ihr das nothwendig erscheine; daß dies in jedem Jahre der
Fall sein werde, glaube er nicht.

Die Annahme seines Antrages könne auch im Sinne
des Abgeordneten Schultze und Genossen keine Verschlech¬
terung, sondern nur eine Verbesserung bedeuten, indem die
Abgeordneten aus dem Herzogthume alljährlich den Eisen¬
bahnetat seststellten. Daß dadurch die Einführung ein¬
jähriger Finanzperioden für das ganze Budget irgend wie
erschwert werde, sei nicht richtig.

Minister Heumann : Wenn auch noch nach der positiv
ablehnenden Erklärung der Staatsregierung die Frage der
einjährigen Finanzperiode sich wie ein rother Faden durch
die Verhandlungen ziehe, so sei er zunächst einverstanden
mit dem Abgeordneten Hoher  über die historische Ent¬
wicklung der Frage. Er füge noch hinzu, daß diese Frage
zuletzt von dem Abgeordneten Schröder  im März d. I.
erörtert worden sei.

Was die Gründe der Staatsregierung gegen einjährige
Finanzperioden betreffe, so werde er sich, um Wieder¬
holungen zu vermeiden, auf seine desfälligen Erklärungen im
letzten außerordentlichen Landtage beziehen und bitten dürfen,
daß die Herren Abgeordneten, soweit sie dies noch vor der
— ja erst nach acht Tagen stattfindenden— Abstimmung
für erforderlich hielten, ans den desfallsigen Berichten das

Nähere entnähmen. — In der letzten Versammlung des
Landtags habe Abgeordneter Schröder  die Gründe, die
für die Einführung einjähriger Finanzperioden sprächen,
folgendermaßen zusammengefaßt:

1. die Rücksicht auf das Eisenbahnwesen; für dieses
sei eine jährliche Aufstellung des Voranschlags ganz un¬
umgänglich nothwendig, —

Dem sei die Staatsregierung jetzt durch ihre Vorlage
entgegengekommeu.

2. den Umstand, daß die Finanzen Oldenburgs
wesentlich abhängig seien einerseits von den Zuschüssen
vom Reich, andererseits von der Höhe der Matrikular-
beiträge, beides wisse man nicht auf 3 Jahre vorher.
Bisher habe man die muthmaßlichen Beträge in den
Voranschlag eingestellt, und sei mit diesem Griff einiger¬
maßen gut ausgekommen, das werde aber in Zukunft
Wohl anders werden, da die Zuschüsse in Zukunft wohl
geringer werden würden in Folge der Herabsetzung der
Zölle, die Matrikularbeiträge daher eher steigen als fallen
würden, —

Dieser Grund sei jetzt so ziemlich weggefallen. Zu¬
nächst habe der Landtag keinen Einfluß auf diese Ange¬
legenheiten des Reichs. Außerdem sei es jetzt Tendenz, das
Verhältniß des Reiches zu deu Einzelstaaten in Betreff der
Matrikularbeiträgeund der Ueberweisungen aus der Reichs¬
kasse auf eine feste Grundlage zu stellen und ganz fest zu
regeln, und sei zu hoffen,  daß auch der Reichstag einer
solchen für alle Einzelstaaten nothwendige Regelung zu¬
stimmen werde.

3. die Erwägung, daß das Land von dem Landtage
erwarte, daß er seine Schuldigkeit thue, indem er eine
ausgiebige Kontrole über die Staatsfinanzen übe, und
damit sein Ansehen und seine Ehre wahre.

Darauf könne er nur erwidern: Wenn der Landtag
nur dadurch seine Ehre wahren könne, daß er jährlich tage,
so habe er bisher seine Ehre nie gewahrt; diese Behauptung
aber werde Wohl niemand aufstellen wollen.

Erst in der letzten Zeit hätten sich bei der dreijährigen
Budgetperiode in Betreff des Eisenbahnwesens Unzuträg¬
lichkeiten herausgestellt. Dem habe auch die Staatsre¬
gierung Rechnung getragen. Ob die Einführung einjähriger
Finanzperioden für das ganze Budget sich als nothwendig
erweisen werde, könne doch zunächst noch abgewartet werden.

Der Abgeordnete Schultze habe gesagt, die Staats¬
regierung habe ihren Standpunkt geändert. Dies sei jedoch
nicht der Fall. Sie stehe nach wie vor fest aus dem
Standpunkte der dreijährigen Finanzperiode.

Sodann habe er in Betreff der von dem Abgeordneten
Jaspers  benannten Staaten mit einjähriger Budgetperiode
Folgendes zu erwidern: Mecklenburg habe zwar einjährige
Budgetperioden, aber kein allgemeines Staatsbudget; Waldeck
habe dreijährige, Anhalt thatsächlich zwei jährliche Landtage,
nach der Verfassung jedoch dreijährige Budgetperioden.
Nach Marquardsen: „Handbuch des öffentlichen Rechts"
hätten im Ganzen 9 Staaten dreijährige, 6 Staaten, dar¬
unter Baden, Sachsen, Württemberg und Bayern , zwei¬
jährige, einige Staaten vierjährige, Sachsen-Coburg-Gvtha
für den Coburger Domainenkassen-Etat sogar sechsjährige
Etatsperioden. Daraus sei also kein Schluß zu ziehen.

2 *
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Für die Verhältnisse des Großherzogthums seien ein¬
jährige Budgetperioden jetzt nicht nothwendig oder auch nur
zuträglich, vielmehr geradezu nachtheilig.

Abg. Schnitze : Die Staatsregierung habe jetzt aner¬
kannt, daß der Eisenbahnetat jedes Jahr festgesetzt werden
müsse. Das habe sie bisher nicht gethan. Es liege darin
ein Fortschritt in den Anschauungen der Staatsregierung.
Man sei deshalb berechtigt, zu hoffen, daß dieselbe in dieser
Beziehung sich immer mehr den Ansichren der Mehrheit des
Landtages nähern werde.

Wenn Herr Minister Jansen  in Aussicht gestellt
habe, daß auch hinfort außerordentliche Landtage häufiger
berufen würden, so sei es doch richtiger, dieselben regel¬
mäßiger zu berufen. Eben das bezwecke der Antrag
Jaspers.

Wenn der Abg. Jürgens  ihm erwidert habe, in den
der Regierungsvorlage und dem Antrag Roggemann  bei¬
gegebenen Gesetzentwürfen sei die Bestimmung vorgesehen,
daß die Kosten des engeren Landtages nur von dem Herzog¬
thum zu tragen seien, so könne er nur nochmals darauf
Hinweisen, daß das seiner Meinung nach eine Aenderung
des Art. 195 der Verfassung bedeute. Der Antrag Rogge¬
mann  sei also nicht ohne eine weitere, über die Einschal¬
tung eines Artikels 190s, hinausgehendeAenderung des
Staatsgrundgesetzes durcbzuführen.

Seiner Ansicht nach bedeute die Annahme des Antrages
Roggemann,  also die Einführung eines Landtages mit
beschränkter Competenz, eine dauernde Verschlechterung der
Verfassung. Ob man dies eine arge Uebertreibung nennen
könne, lasse er dahingestellt. Es sei jedenfalls besser, wenn
jetzt kein Antrag angenommen werde, als wenn der Antrag
Roggemann  zur Annahme gelange.

Minister Jansen Exc. : Seine Auffassung sei folgende
gewesen:

Nach den Bestimmungen der Verfassung trete der Land¬
tag nur alle drei Jahre zusammen. Als ein besonderer
Vorzug der dazwischentretenden außerordentlichen Landtage
sei es anzusehen, daß dadurch die Fühlung zwischen der
Staatsregierung und der Volksvertretung enger werde.
Dagegen sei es nicht Standpunkt der Staatsregiernng, daß
in Zukunft die Zusammenberufung eines außerordentlichen
Landtages häufiger erfolgen solle als bisher. Dieselbe würde
wie bisher nur dann erfolgen, wenn ein Bedürfniß dazu
vorhanden sei.

Es sei auch keineswegs eine neue Ansicht der Regie¬
rung,  daß eine jährliche Feststellung des Eisenbahnbudgets
wünschenswerth sei. Schon vor längerer Zeit habe die Re¬
gierung untersucht, ob nicht dem ständigen Landtagsausschusse
eine Mitwirkung bei Feststellung der Eisenbahn-Voranschläge
beizulegen sei, doch habe sich dieser Weg nicht ausführbar
erwiesen.

Vor dem letzten Landtage habe er bei dem Ministerium
Untersuchungen darüber vornehmen lassen, ob nicht ohne
Verfassungsänderung ein Uebereinkommenmit dem Landtage
behufs jährlicher Feststellung des Eisenbahnetats möglich sei.
Auch dies habe man fallen lassen müssen.

Nach der jetzigen Ansicht der Staatsregierung sei die
jährliche Feststellung des Eisenbahnetatsnur zu erreichen
auf dem vorgeschlagenenWege einer Verfassungsänderung.

Abg. Schröder : Der Eisenbahnausschuß habe Vielen
eine arge Enttäuschung bereitet, als er vor einigen Monaten
nicht die einjährigen Finanzperioden, vielmehr nur eine jähr¬
liche Prüfung der Eisenbahnbetriebskasseund des Eisenbahn¬
baufonds beantragte und dabei der Regierung die nähere
Ausführung überlassen wollte.

Redner sei durch den Wortlaut des Art. 145 des
Staatsgruudgesetzes, daß es der Gesetzgebung Vorbehalten
bleibe (an Stelle der dreijährigen Periode), jährliche ordent¬
liche Landtage eintreten zu lassen, dazu veranlaßt, auch im
Landtage die Conseqnenz zu ziehen und den Ausbau des
staatsgrundgesetzlichenGedankens anzuregen. Er habe dem
Landtage kein neues Recht vindiziren, sondern nur ein Recht
desselben zur Thatsache werden lassen, wozu die Staats¬
verfassung selbst den Anstoß gegeben habe.

Er halte es nicht für eine Machtfrage, sondern ledig¬
lich für eine Frage, welche das Ansehen des Landtages
heben sollte, denn das werde geschehen, wenn derselbe all¬
jährlich als Rathgeber der Regierung berufen werde.

Es sei nicht seine Absicht, wohlerworbene Rechte der
Krone zu schmälern. Wohlerworbenes Recht des Landtages
sei aber die Abstimmung aller Abgeordneten über alle
Finanzangelegenheiten. Es sei 1848 erworben und dürfe
nicht aufgegeben werden. Mit der Annahme des Antrages
Roggemann  würden diese Rechte aufgegeben werden, ein
solcher Beschluß sei der erste Schritt, die Macht der Volks¬
vertretung zu schmälern. Sehr leicht könne dies weiter
gehen und andere Gebiete mit ergreifen.

Die Staatsregierung stehe in vielen Beziehungen gün¬
stiger als die Volksvertretung da, weil sie die Verwaltung
leite und durch das Votum der Krone gestützt werde. Er
könne deshalb nicht einsehen, weshalb die Staatsregierung
principiell gegen die Einführung einjähriger Finanzperioden sei.

Wenn keiner der vorliegenden Anträge angenommen
werde, so werde es beim Alten bleiben, und er sei überzeugt
davon, daß man besser dabei fahren werde, als wenn man
jetzt dem Anträge Roggemann  beistimme und dadurch dem
folgenden Landtage den Mund verbinde. Die Staatsregie¬
rung werde sich alsdann schon veranlaßt sehen, jährlich einen
außerordentlichen Landtag zu berufen. Und wenn dies auch
nicht der Fall sein würde, so würde es doch besser sein,
wenn auch nur einmal innerhalb der drei Jahre ein außer¬
ordentlicher Landtag mit voller Competenz berufen würde,
als wenn jährlich ein sogenannter Landtag mit sehr be¬
schränkter Competenz tagen müßte.

Würde ein engerer Landtag für Eisenbahnsachen einge¬
führt, so sei auch noch zu bedenken, daß diejenigen Mit¬
glieder, welche nicht dem Ausschüsse angehörten, lediglich ab¬
zustimmen haben würden.

Der Abg. Hoher  habe hervorgehoben, daß Redner
früher empfohlen habe, zweijährige Budgetperioden einzu¬
führen. Er habe auch in diesem Schritte damals einen
Fortschritt erblickt, und dieser Schritt liege nicht so weit von
dem jetzt von ihm betretenen Wege ab, wie die jetzige An¬
sicht des Abg. Hoher  von seiner früheren. Der Abg.
Hoher  habe früher für einjährige Perioden gestimmt,
jetzt sei er kein Anhänger derselben. Der Abg. Hoher
habe den Rückzug angetreten, Redner sei dagegen fort¬
geschritten.
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Der Abg. Jürgens habe gesagt, die Abgeordneten
der Fürstenthümer kennten die Verhältnisse des Herzogthums
nicht, sie könnten mithin bei Berathungen über dieselben
nicht so gut folgen. Dies gelte aber für die Abgeordneten
des Herzogthums bezüglich der Fürstenthümer.

Dem Antrag Jaspers beizutreten, habe er anfangs
Bedenken getragen, da derselbe nur die Möglichkeit  der
Einführung einjähriger Perioden kaffe. Da anzunehmen
sei, daß die Regierung bei ihrer Ablehnung beharren werde,
so sei es nicht wahrscheinlich, daß schon in absehbarer Zeit
diese Möglichkeit zur Thatsache werde. Auch bedingten
einjährige Landtagsperioden nicht uothwendig einjährige
Budgetperioden. Er fei aber für einjährige Budgetperioden.
Wenn nach acht Tagen abgestimmt werde, werde sich zeigen,
ob der Landtag seiner alten Ansicht bezüglich der einjährigen
Budgetperioden treu bleiben werde. Leider zeige sich schon
jetzt, daß nicht alle Abgeordnete an dem einmal für Recht
Erkannten festhielten. Er würde es sehr bedauern, wenn
dem Anträge Roggemann  zugestimmt werden sollte, denn
dieser bahne einen Rückschritt an.

Abg. Hoher empfiehlt dem Abg. Schröder,  für die
Folge, wenn derselbe Redner citire, die betr. Reden auch
Zu lesen und nicht Behauptungen aufznstellen, 'die jeder Be¬
gründung entbehrten. Er konfiatirt gegenüber der Bemer¬
kung des Vorredners, daß er auch früher nicht für die Ein¬
führung einjähriger Finanzperioden gewesen sei, daß er aber
eine jährliche Festsetzung des Eisenbahn-Budgets für unbe¬
dingt erforderlich gehalten habe. Um letzteres zu erreichen,
habe er erstere mit in den Kauf nehmen wollen und daher
seinerzeit für den Antrag Schröder  gestimmt.

Abg. Jürgens bemerkt, er habe die Birkenfelder
Grundbnchangelegenheit lediglich angeführt, um zu zeigen,
daß es in einem der drei Landestheile Verhältnisse geben
könne, welche die Abgeordneten aus den anderen Landes-
theilen nicht beurtheilen könnten.

Bei den vorhergehenden Erörterungen seien seiner An¬
sicht nach die praktischen Gesichtspunkte nicht genügend be¬
rücksichtigt. Der Antrag Roggemann  sei eine Verbesse¬
rung, da er bezwecke, daß die Eisenbahnangelegenheitenjähr¬
lich berathen werden müßten und zwar nur durch die Ab¬
geordneten des Herzogthums. Das sei ein großer Vorzug.

Abg. Wenre empfiehlt den Antrag Roggemann  zurAnnahme.
Der Präsident schließt die Debatte mit den Worten:

Ich schließe die Debatte, da sich Niemand mehr zum Wort
gemeldet hat , und ertheile den Berichterstattern das Wort
zur Begründung ihrer Anträge.

Berichterstatter Abg. Pancratz verweist auf die schrift¬
liche und mündliche Begründung seines Antrags und be¬
merkt gegen den Abg. Roggemann,  daß er weder in der
schriftlichen noch in der mündlichen Begründung von wohl¬
erworbenen Rechten der Abgeordneten aus den Fürsten-
thümern gesprochen habe.

Berichterstatter Abg. Roggemann weist den Vorwurf
zurück, daß die Annahme seines Antrags eine Schmälerung
der Rechte des Landtags bedeute, dieselbe bedeute im Gegen-
theil eine Vermehrung der Rechte des Landtags. Denn
während es jetzt im Belieben der Regierung stehe, wann sie
den Landtag berufen wolle, werde mit der Annahme seines
Antrags für den engeren Landtag ein festes gesetzliches Recht
darauf gegeben, den weitaus wichtigsten Theil des Staats¬
haushalts jährlich zu berathen.

Berichterstatter Abg. Jaspers berichtigt zunächst seine
Angabe: Nicht Waldeck, wohl aber Sachsen-Meiningen,
das er noch nicht genannt, habe thatsächlich einjährige
Finanzperioden. Er habe die beiden Staaten verwechselt.
Er habe die betreffenden Staaten nur zum Belege dafür
angeführt, daß es mehrere Staaten mit einjährigen Budget¬
perioden gebe, und daß das früher vom Finanzminister
gegen einjährige Budgetperioden geltend gemachte Argument,
daß nur Preußen und Schaumburg-Lippe einjährige Budget¬
perioden hätten, unzutreffend und hinfällig sei.

Seitens des Herrn Finanzministers fei gesagt worden,
man möge zunächst abwarten, ob sich das Bedürfniß der
einjährigen Budgetperiode Herausstellen werde. Bei dem
8io nolo der Regierung könne man die Einführung einjäh¬
riger Finanzperioden jetzt nicht durchsetzen. Daher habe er
einen Compromißantrag gestellt. Derselbe wolle sich mit
jährlicher Feststellung des Eisenbahubudgets begnügen und
alles Weitere der Zukunft überlassen, wie der Finanzminister
dies auch wolle.

In dem Anträge Roggemann  sehe er eine Verschlech¬
terung der Verfassung. Er fasse die Sachlage so auf:
Unter dem Drucke der Eisenbahnverhältnisse nähere sich die
Entwickelung der Einführung einjähriger Budgetperioden.
Mit der Annahme des Antrags Roggemann  üehme man
aus dieser Entwickelung das treibende Element heraus, und
das bedeute eine dauernde Verschlechterung.

Werde der Antrag Roggemann  angenommen, so habe
man den engeren Landtag. Werde der Antrag Rogge¬
mann  abgelehnt, so bleibe Alles beim Alten. Die Regie¬
rung werde dann häufig — wie häufig, möge dahin gestellt
bleiben — einen außerordentlichen vollständigen Landtag
mit voller Kompetenz berufen müssen.

Die nächste Sitzung wird auf Dienstag, den 5. Sep¬
tember 1893, Vormittags 10 Uhr, anberaumt und auf die
Tagesordnung Abstimmung über die Vorlage betreffend
Zusatz-Artikel zum Staatsgrundgesetze gesetzt.

Schluß der Sitzung Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

Zeidler.



Bericht
über

die Verhandlungen
der

3. Versammlung des XXIV. Landtags des Großherzogth. Oldenburg.

Vierte Sitzung.

Oldenburgs den 5. September 1893 , Vormittags 10 Uhr.

- - - - . — --

Tagesordnung : 1. Abstimmung über die Vorlage , betreffend Znsatzartikel zum Staatsgrundgesetze.
2 . Mündlicher Bericht des Petitionsausschuffes über die Petition der Jagdintereffcnten des Amts¬

bezirks Delmenhorst wegen Verlegung der Jagderöffnungstermine.
3 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Petition des Stadtraths und Magistrats der

Stadt Elsfleth , betreffend Vertrag zwischen Oldenburg und Bremen über die Ausführung der
Correction der Unterweser vom 24 . November 1887 , hier : Vertiefung des Rekumer Loches.

4 . Mündlicher Bericht desselben Ausschusses über die Petition verschiedener Eingesessener der Ge¬
meinde Markhausen , betreffend Eröffnung des Krammetsvogelfangs am 15 . September jeden Jahres.

Vorsitzender : Vicepräsident Ahlhorn.

Am Ministertisch : Seine Excellenz Minister Jansen,
Minister Heumann , die Oberregierungsräthe Ahlhorn
und Dugend , Regierungsrath Becker.

Der Präsident eröffnet die Sitzung.
Das Protokoll der dritten Sitzung wird vorgelesen und

genehmigt.
Der Präsident theilt folgende Eingänge mit:

1 . Petition des Bankiers W . Kn oft in Oldenburg , be¬
treffend Entschädigung wegen eines durch den frühe¬
ren Pastor Müller in Goldenstedt erlittenen
Verlustes.

Ist zurückgezogen.
2 . Petition verschiedener Eingesessenen der Gemeinde

Markhausen , betreffend Eröffnung des Krammets-
vogelfanges am 15 . September jeden Jahres.

An den Petitionsausschuß . Derselbe wird noch
am Schluß der Sitzung Bericht erstatten.

3 . Petition des Gemeinderaths zu Rodenkirchen , be¬
treffend Führung des Strohauser Außentiefs in
gerader Linie durch die Reiherplate und Legung der
Mündung desselben an die neue Weser.

Da der Petitionsausschnß erklärt hat , daß er die
Petition nicht mehr erledigen könne , wird dieselbe
zurückgelegt.

Es wird sodann in die Tagesordnung eingetreten.
I . Abstimmung über die Vorlage , betreffend Zusatz¬

artikel zum Staatsgrundgesetz.
Der Präsident weist zunächst auf den wesentlichen

Inhalt der zur Abstimmung kommenden Anträge hin : Es
lägen außer der Regierungsvorlage drei Anträge vor:

1 . der Antrag Jaspers:  dieser bezwecke jährliche Zu¬
sammenberufung des Landtags des Großherzogthums
mit unbeschränkter Competenz;

2 . der Antrag Pancratz - Wallroth:  dieser wolle auch
jährliche Berufung des ganzen Landtags , doch für
das zweite und dritte Jahr einer jeden Landtags¬
periode beschränkt auf Eisenbahnangelegenheiten;

3 . der Antrag Roggemann:  dieser bezwecke Einfüh¬
rung eines engeren Landtags nur für Eisenbahn¬
angelegenheiten.

Abgestimmt werden müsse über denjenigen Antrag zu¬
nächst , der sich am weitesten von der Regierungsvorlage
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entferne. Nach seinem Dünken sei der weitgehendste der
Antrag Jaspers , sodann komme der Antrag Pancratz -
Wallroth , dann der Antrag Roggemann und daraus
die Regierungsvorlage. Er stelle somit den Antrag Jaspers
zunächst zur Abstimmung.

Auf Antrag des Abg. Funch wird namentliche Ab¬
stimmung vorgenommen und diese auf Antrag des Abg.
Gross auf alle Anträge ausgedehnt.

Der Antrag Jaspers wird mit 17 gegen 16 Stim¬
men abgclehnt.

Dagegen stimmen die Abgeordneten Ahlhorn , Alfs,
Burlage , Funch , Hansing , Hoher , Jürgens , Kasch,
Kückens , Meyer , Pancratz , Quatmann , Rogge-
maun , Roter , Wallroth , Wenke , Zerhusen;

dafür die Abgeordneten Dohm , Feldhus , Gross,
Hanken , Jaspers , Jken , Klein , Lübben , Plagge,
Ritter , Schröder , Schultze , Wallrichs , Weis,
Willen , Zöhler.

Für den Antrag Pancratz -Wallroth stimmen die
Abgeordneten Pancrvtz , Roter , Wallroth , alle übri¬
gen dagegen.

Der Antrag Roggemann wird mit 19 gegen 14 Stim¬
men abgelehnt.

Dagegenstimmen die Abgeordneten Dohm , Feldhus,
Gross , Hanken , Jaspers , Jken , Kasch, Klein,
Lübben , Pancratz , Plagge , Ritter , Schröder,
Schultze , Wallrichs , Wallroth , Weis , Wilken,
Zähler;

dafür die Abgeordneten Ahlhorn , Alfs , Burlage,
Funch , Hansing , Hoher , Jürgens , Kückens , Meyer,
Quatmann , Roggemann , Roter , Wenke , Zer¬
husen.

Die Regierungsvorlage wird mit 29 gegen4 Stimmen
abgelehnt. Dafür stimmen nur die Abgeordneten Ahl¬
horn , Burlage , Kasch, Quatmann.

Den Vorsitz übernimmt Präsident Roggemann.
II. Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über

die Petition der Jagdinteressenten des Amtsbezirks Delmen¬
horst wegen Verlegung der Jagderöffnungstermine.

Es erhält das Wort
Berichterstatter Abg. Wilken : Die Jagdinteressenten

des Amtsbezirks Delmenhorst wünschten eine Verlegung der
Jagderöffnungstermine; sie führten an , daß die Jagd in
dem benachbarten Preußen und Bremen um etwa 14 Tage
früher eröffnet würde als im Herzogthum, und zwar würde
die Jagd auf Hasen im Herzogthum am 1. Oktober, in den
benachbarten Ländern etwa Mitte September freigegeben.
Die Petenten beklagten sich nun, daß durch diese Verschie¬
denartigkeit der Anfangstermine der Wilddieberei Thür und
Thor geöffnet würde, denn das in Oldenburg in der Zeit
vom 15. September bis zum 1. Oktober erlegte Wild könne
ohne Schwierigkeit in Bremen auf den Markt gebracht und
dort unbeanstandet verkauft werden. Dem vorigen Land¬
tage sei eine Petition ähnlichen Inhalts aus Löningen zu¬
gegangen, in welcher um Verlegung der Schlußtermine ge¬
beten wurde; damals sei die Petition der Staatsregierung
zur Prüfung überwiesen. Dieser Prüfung unterliege sie zur
Zeit noch. Der Ausschuß erkenne in mancher Beziehung

auch die Berechtigung dieser Petition an und lege Gewicht
darauf, daß die Anfangstermine der Jagd in den benach¬
barten Hannoverschen, Bremischen und OldenburgischenGe¬
bieten zusammenfallen. Der Ausschuß stelle daher den
Antrag:

Der Landtag wolle die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zur Prüfung überweisen.

Abg. Jaspers : Wenn die Großherzogliche Staats¬
regierung diese Petition einer Prüfung unterziehe, so bitte
er zu berücksichtigen, daß unsere Jagdgesetze abweichend von
denen der anderen Staaten seien. In Preußen sei ein
Grundbesitzer sagdberechtigt, der einen zusammenhängenden
Complex von 300 Morgen Landes habe; habe er nicht so
viel, so müßten seine Ländereien mit den anderen zusammen
verpachtet werden. Bei uns sei jeder Grundbesitzer berech¬
tigt, auf seinem eigenen Lande die Jagd auszuüben und
könne außerdem noch jedem Beliebigen Erlaubnis zum Jagen
geben. Dabei entstehe eine dem Wildstande sehr schädliche
Concurrenz unter den Jagdberechtigten, denn jeder trachte
danach, gleich anfangs möglichst viel zu schießen, da er be¬
fürchten könne, daß das Wild, was er nicht schieße, von
seinem Nachbar weggeschossen würde. Bei dieser Sachlage
würde die Jagd nicht so weidmännisch ausgeübt wie in
Preußen. Mit unserem Jagdgesetz seien wir ja sehr zu¬
frieden, das Gesetz müsse aber auf Schonung des Wildes
Bedacht legen, da die Jagdberechtigten die richtige Schonung
vielfach freiwillig nicht übten. Falls die Hasenjagd schon
Mitte September eröffnet würde, würden ohne Zweifel viele
Nesthasen und trächtige Häsinnen geschossen. Solche Jagd
pflege der Weidmann Aasjägerei zu nennen. Dieser möge
man nicht Thür und Thor öffnen. Er bitte die Anfangs¬
termine zu lassen, wie sie jetzt seien.

Doch darauf wolle er noch Hinweisen, ob es nicht besser
sei, die Verkaufszeit für Wild nach Schluß der Jagd , welche
jetzt 14 Tage betrage, auf 3 bis 4 Tage zu verkürzen.
Denn in diesen 14 Tagen sei den Wilddieben die beste Ge¬
legenheit gegeben, die noch nach Schluß der Jagd erlegten
Hasen auf den Markt zu bringen. Jeder könne die Ende
December erlegten Hasen recht wohl in den ersten Tagen
des Januar verkaufen. Eine Verkürzung der Verkaufssrist
auf 3, 4 oder auch 5 Tage würde diesem Uebelstande ab¬
helfen.

Abg. Ahlhorn : Er möchte der Regierung anheim¬
geben, bei Bestimmung der Jagderöffnungstermine zu berück¬
sichtigen, ob das Feld zu Beginn der Jagdzeit auch ab¬
geerntet sei. Denn sonst könnten, wie er früher selbst em¬
pfunden, die Feldfrüchte leicht geschädigt werden. Er wolle
ja den Jägern ihr Vergnügen nicht nehmen, aber die Flnr
dürfe bei Ausübung der Jagd nicht geschädigt werden.
Auch aus diesem Grunde sei er für Beibehaltung des^
1. Oktober als Jagderöffnungstermin.

Erwähnen wolle er aber auch noch, ob es nicht ange¬
bracht wäre, das Suchen von Kiebitzeiern zu untersagen oder
wenigstens nicht mehr nach dem 1. Mai zu gestatten. Die
Eier seien doch nur etwas für vornehme Schleckermäuler
und mit dem Suchen werde arger Mißbrauch getrieben.
Der Kiebitz sei ein schöner Vogel, er belebe Feld und Flur,
nähre sich nur von Würmern und schade niemandem. Durch
das Eiersuchen werde nicht nur die Flur geschädigt, sondern
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es sei auch Gefahr , daß der Kiebitz in unserer Gegend
schließlich ganz ausgerottet werde.

Abg . Meyer : Der Uebelstand in unserer Jagdgesetz¬
gebung , welcher häufig zu Tage getreten sei und jetzt wieder
hier zur Sprache gebracht würde , werde auch in seiner
Gegend , ebenso wie in Delmenhorst , hart empfunden , denn
auch das südliche Oldenburg würde nach beiden Seiten von
Preußen eingeschlossen . Ein gleicher Uebelstand wie beim
Anfang der Jagd trete auch bei Schluß derselben hervor.
In Osnabrück würde die Jagd 4 Wochen später geschlossen
als im Oldenburgischen , jeder in unmittelbarer Nähe der
Grenze geschossene Hase könne leicht in Preußen aus den
Markt gebracht werden . Es wäre wünschenswert !) , wenn
dem Rechnung getragen würde . Günstig sei es auch nach
seiner Ansicht , den Beginn der Hasen - und Hühnerjagd auf
ein und denselben Termin zu legen . Am geeignetsten er¬
scheine ihm der 15 . September . Er glaube , daß diese Ver¬
legung des Jagderöffnungstermins keine wesentliche Beein¬
trächtigung der Hasenjagd mit sich bringen würde . Er be¬
rufe sich dafür auf die Reihe von Jahrzehnten , wo bei uns
am 1 . September die Jagd eröffnet wurde ; falls ein so
früher Eröffnungstermin schädlich gewesen wäre , wie der
Abgeordnete Jaspers meine , so hätte ja die Hasenjagd bei
uns ganz vernichtet sein müssen . Er glaube auch , daß der
Uebelstand , welcher bei verschiedenem Anfang der Hasen-
und Hühnerjagd hervortrete , viel bedenklicher sei , als der
frühere gleichzeitige Beginn der Jagden , denn nirgends würde
es den Wilddieben leichter gemacht , unerlaubter Weise Hasen
wegzuschießen , als bei vorzeitigem Beginn der Hühnerjagd.
Er ersuche daher die Großherzogliche Staatsregierung , den
Beginn der Hasen - und Hühnerjagd im Herzogthum auf
ein und denselben Termin zu setzen und auch daraus Rück¬
sicht zu nehmen , daß Anfang und Schluß der Jagd mit
den Eröffnungs - und Schlußterminen in dem benachbarten
Preußen zusammenfallen.

Abg . Funch : Er möchte die Großherzogliche Staats¬
regierung auf das dringlichste ersuchen , bei der Prüfung
dieser Petition eine abwartende Stellung einzunehmen . Man
wollte das Wildschongcsetz verbessern und die Hasenjagd
heben , als man den Anfangstermin der Hasenjagd auf den
1 . Oktober verlegte . Dieser Termin sei besser als der
1 . September , denn dann seien die Hasen noch vielfach zu
jung und es gäbe noch trächtige Häsinnen , wie auch der
Abgeordnete Jaspers schon hervorgehoben habe . Wenn
nun jetzt angeführt würde , daß Bremen und Preußen frühere
Eröffnungstermine hätten , so möge man berücksichtigen , daß
nur kleine Grenzstriche in Frage kämen und das übrige
Herzogthum nicht berührt würde . Würde man für die
Grenzgebiete frühere Eröffnungstermine sestsetzen , so würde
das Verhältniß zwischen diesen Grenzgebieten und dem inneren
Lande dasselbe sein , wie jetzt zwischen den Grenzgebieten
und Preußen . Wenn gesagt würde , daß durch die frühere
Eröffnung der Hühnerjagd Gelegenheit gegeben würde , auch
Hasen wegzuschießen , und « man , um das zu vermeiden , beide
Jagden am 15 . September eröffnen solle , so hebe er hervor,
daß der 15 . September für den Beginn dgr Hühnerjagd
unglücklich gewählt sei , denn dann seien die Hühner schon
zu wild , man könne schwer herankommen und die Jagd
böte den Jägern kein Vergnügen mehr . Wer Hasen unbe¬

rechtigt schießen wolle , könne das auch bei gleichen Anfangs¬
terminen vorher thuu , er (Redner ) bezweifele nicht , daß in
abgelegenen Moorgegenden schon mancher Hase im Juli ge¬
schossen würde . Die jetzigen Jagderöffnungstermine seien
gut und hätten sich bewährt , und er bitte , es beim Alten
zu lassen.

Abg . Feldhus schließt sich den Ausführungen des
Abg . Meyer an : Erhalte die verschiedenen Anfangstermine
für einen großen Uebelstand . Der anständige Jäger hielte
die Termine inne , aber viele Leute schössen alles weg , was
ihnen vor die Flinte käme , so daß man , wenn man am
1 . Oktober einen Hasen schießen wolle , kaum noch einen zu
Gesichte bekäme . Er halte den 15 . September für den besten
Termin zur gemeinsamen Eröffnung der Hasen - und Hühner¬
jagd.

Abg . Hanken : Er wolle bei dieser Gelegenheit darauf
aufmerksam machen , wie schwierig es sei , eine einmal er-
theilte Erlaubniß zur Jagd zurückzunehmen . Es genüge
zur Zurücknahme nicht eine öffentliche Bekanntmachung , nicht
einmal eine Convocation ; erforderlich sei , daß die Zurück¬
nahme vom Gemeindevorsteher beglaubigt und amtlich zuge¬
stellt würde . Diese Bestimmungen müßten vereinfacht wer¬
den , er gäbe anheim , ob die Kündigung nicht einfacher zu
regeln sei.

Abg . Jaspers : Der Abg . Meyer  habe gesagt , daß
die frühere Eröffnung der Jagd am 1 . September nicht so
verderblich sein könne , wie er (Redner ) behauptet habe , und
habe dabei auf die früheren Zeiten hingewiesen , wo die
Jagd am 1 . September begonnen habe ; dagegen wende er
ein , daß die Zeiten sich geändert hätten . Die Jäger hätten
sich bedeutend vermehrt , jetzt bei der allgemeinen Wehrpflicht
lerne jeder junge Mann im Dorfe schießen und wolle dann
später feine beim Militair erlernte Kunst zeigen und weiter
üben . Auch die Feuerwaffen seien bedeutend verbessert , sie
seien einfacher und handlicher geworden und schössen weiter
und sicherer als früher.

Abg . Meyer : Die Zeiten hätten sich gegen damals,
als die Jagd am 1 . September eröffnet wurde , nicht so
sehr verändert , wie der Herr Vorredner meine . Diese
früheren Zeiten lägen nicht so sehr weit zurück , erst seit
wenigen Jahren hätten wir den Anfangstermin iür die
Hasenjagd auf den 1 . Oktober gelegt . Auch die Verbesserung
der Feuerwaffen datire schon aus viel früherer Zeit . End¬
lich könne er auch dem nicht zuftimmeu , daß die Zahl der
Jäger sich vermehrt habe , in seiner Gegend hätten sie sich
vielmehr verringert , dies ergebe die Statistik über die Aus¬
gabe von Jagdkarten.

Der Ausschußantrag wird hierauf angenommen.
III . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über

die Petition des Stadtraths und Magistrats der Stadt Els¬
fleth , betreffend Vertrag zwischen Oldenburg und Bremen
über die Ausführung der Correction der Unterweser vom
24 . November 1887 , hier : Vertiefung des Reknmer Lochs.

Berichterstatter Abg . Feldhus : Bei der Berathung
über diese Petition habe der Ausschuß nicht umhin gekonnt,
die Berechtigung derselben anzuerkennen , aber er habe den
Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung stellen müssen,
da der Instanzenweg nicht inne gehalten fei , denn zugleich
mit der Petition an den Landtag sei auch eine Eingabe an
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die Großherzogliche Staatsregierung gemacht. Der Aus¬
schuß erkenne an, daß Elsfleth schwer geschädigt werde, denn
der Wasserspiegel des betreffenden Weserarmes habe sich in
Folge der Wesercorrection gesenkt, im Rekumer Loch betrage
die Senkung 60 ona und würde sich mit der Zeit noch auf
90 om vergrößern. Der Ausschuß wünsche, daß die Staats¬
regierung der Stadt Elsfleth entgegenkomme. In dem
zwischen Bremen und Oldenburg abgeschlossenen Vertrage
verpflichte sich Oldenburg, an dem Bestick des Weserarms
nichts zu ändern, und der Ausschuß stelle daher zur Er¬
wägung, ob damit auch eine Vertiefung ausgeschlossen sei.
Der Regierungs-Commissar habe mitgetheilt, daß die Sache
noch zur Prüfung vorliege. Es sei sehr zu wünschen, daß
ein Ausweg gefunden würde. Aber nach Lage der Sache
habe der Ausschuß einen anderen Antrag als

Uebergang zur Tagesordnung
nicht stellen können.

Abg. Schröder : Der Ausschuß habe die Berechtigung
der Petition anerkannt und nur aus rein formalen Grün¬
den Uebergang zur Tagesordnung beantragt. Wenn nun
auch die Staatsregierung unter den gegenwärtigen Verhält¬
nissen noch nicht in der Lage sei, der Petition zu entsprechen,
sondern die in Betracht kommenden Verhältnisse erst einer
Prüfung unterziehen müsse, und wenn auch angenommen
werden dürfte, daß die Staatsregierung, soweit angängig,
der Stadt Elsfleth entgegenkommen werde, so halte er es
doch für nothwendig, daß auch der Landtag zu der Ange¬
legenheit Stellung nehme. Es sei zwar fraglich, ob die
Staatsregierung dem Wunsche der Petenten entsprechend die
benannten Wasserläufe zur Dampfschifffahrt offen halten
könne, weil der Staatsvertrag mit Bremen dem entgegen¬
stehe. Daß aber eine Aenderung des jetzigen Zustandes
geschaffen werde, sei dringend zu wünschen, denn es läge im
Interesse der Stadt Elsfleth, die kleine Schifffahrt möglichst
aufrecht zu erhalten und einer Verschlammung des Rekumer
Lochs vorzubeugen. Der Landtag müsse daher der Regie¬
rung nahe legen, daß' sie, so weit es im Verwaltungswege
irgend möglich, jede Gelegenheit zu ergreifen habe, den Ver¬
trag in der Weise auszuführen,, daß die Interessen der Be¬
theiligten möglichst wenig geschädigt würden. Dies thue der
Landtag nicht, wenn er über die Petition zur Tagesordnung
überginge, er (Redner) stelle deshalb den Antrag:

Der Landtag wolle den Antrag des Petitionsaus¬
schusses ablehnen und die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zur Prüfung überweisen.

Der Vorsitzende Präsident Roggernann bemerkt, daß
nach Art. 134 des Staatsgrundgesetzes der Landtag berech¬
tigt ist, von Privatpersonen, Gemeinden und anerkannten
GenossenschaftenBitten oder Beschwerden entgegenzunehmen,
auch der Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
vorzulegen, wenn die Beschwerden zuvor den Weg der gesetz¬
lichen Berufung bis an die oberste Staatsbehörde gegangen
sind, und fügt hinzu, er wolle nicht unterlassen, darauf
hinzuweisen, daß es fraglich erscheine, ob darnach der Landtag
in der Lage sei, materiell auf den Inhalt der Petition ein¬
zugehen, wie das der Antrag Schröder  bezwecke.

Darauf wird der Antrag Schröder,  nachdem er ge¬
nügend unterstützt worden, sofort mit zur Berathung gestellt.

Berichte . XXIV . Landtag, 3. Versammlung.

Abg. Ahlhorn : Er warne davor, etwas Neues ein¬
zuführen. Er halte es für gefährlich, wenn man von dem
Art. 134 des Staatsgrundgesetzes abweiche. Das sei bisher
noch nie vorgekommen, und wenn man es jetzt thue, so
könnten daraus leicht Consequenzcn für andere Fälle ge¬
zogen werden.

Abg. Lübben : Er stimme den Ausführungen des Abg.
Schröder  voll und ganz bei. Die Stadt Elsfleth verdanke
ihre Existenz und ihren Wohlstand dem Weserstrome und
werde daher eine schwere Schädigung erleiden, wenn derselbe
nicht in dem Zustande erhalten bleibe, in dem er Hunderte
von Jahren gewesen sei. Durch die Wesercorrection werde
aber der Lauf derselben sehr zum Nachtheile Elsfleths ver¬
ändert, daneben würden infolge der Wesercorrection verschie¬
dene Lösch- und Ladeplätze an der Weser zwischen Brake
und Nordenham in Wegfall kommen. Er stimme daher dem
Antrag Schröder  zu und bitte, auch die Rodenkirchener
Petition schon jetzt zu berücksichtigen und ebenfalls der
Staatsregierung zur Prüfung zu überweisen.

Abg. Wenre : Das Rekumer Loch sei bis jetzt noch
nicht erheblich verschlammt, doch sei die Kleinschifffahrt schwer
geschädigt dadurch, daß der Ebbespiegel sich so sehr gesenkt
habe. Um Röfers Gate stehe es bedeutend schlimmer, die¬
selbe sei schon ganz erheblich versandet. Außerdem habe er
erfahren, daß der Sand der Baggerung so sehr hoch auf¬
geschüttet werde, daß er bei stärkerem Winde in die um¬
liegenden Heuländereien getrieben werde und dieselben ver¬
schlechtere.

Alle diese Uebelstände, welche mit der Wesercorrection
zusammcnhingen, erforderten dringende Abhülfe.

Abg. Gross : Die Bedenken, die dê Abgeordnete Ahl¬
horn  gemacht habe, seien nicht so schwerwiegend, daß nicht
jetzt einmal eine Ausnahme gemacht werden könnte. Der
Art. 134 des Staatsgrundgesetzes stehe dem Antrag Schrö¬
der nicht entgegen, denn derselbe wolle die Petition der
Stadt Elsfleth nur zur Prüfung  der Staatsregierung vor¬
gelegt wissen, er gehe also nicht einmal so weit, wie nach
dem Staatsgrundgesetze zulässig sei.

Schon bei der Berathung über den mit Bremen abzu¬
schließenden Vertrag sei die Vorlage von einigen wenigen
Abgeordneten, welche dieselbe für schädlich gehalten hätten,
bekämpft worden. Es sei von ihnen damals vor allem gel¬
tend gemacht worden, daß bei Annahme der Vorlage eine
Versandung der Elsflether Gewässer zu befürchten sei. In
Bezug auf das Rekumer Loch scheine diese Befürchtung
schon jetzt einzutreffen.

Jetzt biete sich noch Gelegenheit, den früher begangenen
Fehler wieder gut zu machen. Bremen sei genöthigt, jetzt
sein Projekt zu ändern, es müsse die sog. kleine Weser offen
lassen. Infolgedessen werde Oldenburg nicht, wie beim Ab¬
schlüsse des Vertrages vorausgesetzt sei, die durch Abdäm¬
mung der kleinen Weser trocken gelegte Fläche Landes von
etwa 50—60 lls, erhalten, -auch würden die dort gelegenen
Inseln nicht landfest werden, wovon eine bedeutende Erhöhung
ihres Pachtwerthes zu erwarten gewesen wäre.

Unter diesen Umständen könne Bremen eine solche Aen-
deruug seines Projektes nicht ohne Oldenburgs Zustimmung
vornehmen, und es könne daher jetzt für Oldenburg nicht
schwer sein, die Offenhaltung der beiden kleinen Flußöffnungen

3



18

zu erreichen . Dieselben müßten jedenfalls soweit vertieft
werden , wie nöthig sei , damit der Ebbespiegel sich der Ver¬
änderung anpasse.

Aus diesen Gründen sei es recht nöthig , daß die Petition
der Staatsregierung zur Prüfung überwiesen werde , er bitte
daher , den Antrag Schröder  anzunehmen.

Berichterstatter Abg . Feldhus : Bereits im Ausschüsse
habe man dieselben Gründe erwogen und eine Debatte er¬
wartet . Der Ausschuß habe sich jedoch nicht veranlaßt ge¬
sehen , einen anderen Antrag als auf Uebergang zur Tages¬
ordnung zu stellen , indem er davon ausgegangen sei , daß
schon durch die Debatte eine genügende Klärung der An¬
sichten geschaffen werden würde.

Abg . Plagge : Er möchte die Ansicht , als ob der
Antrag Sckrüder  formell unzulässig sei , nicht unwider¬
sprochen lassen . Der Artikel 134 des Staatsgruudgesetzes
mache einen Unterschied zwischen Beschwerden und Petitionen.
Darnach könnten Beschwerden , die den Weg der gesetzlichen
Berufung bis an die oberste Staatsbehörde noch nicht ge¬
gangen seien , nur durch Uebergang zur Tagesordnung er¬
ledigt werden . Auf Petitionen fände diese Bestimmung
jedoch keine Anwendung . Dem Anträge Schröder  stehe
somit formell nichts entgegen,

Abg . Schröder : Nachdem der Vorredner ihm schon
das , was er bezüglich der gesetzlichen Bestimmungen habe
ausführen wollen , vorweg genommen , habe er nur wenig
hinzuzusetzen . Er wolle aber noch auf die Thatsache Hin¬
weisen , daß das Rekumer Loch resp . die Westergate auf der
Westseite , nach der Hunte zu , mit Rücksicht auf die Hunte-
correction durch zwei Schlenzen eingeengt sei.

Auch dadurch werde die Schifffahrt erheblich erschwert,
denn das Fahrwasser sei sehr eng gelassen und ständen Strom¬
versetzungen zu befürchten , vielleicht seien dieselben sogar beab¬
sichtigt . Er lenke die Aufmerksamkeit hierauf , da die Mög¬
lichkeit vorliege , daß bei der Huntecorrection an dieser Stelle
noch mehr Schlengenwerke angelegt werden müßten . Wenn
sich das nicht vermeiden lasse , so möge doch Bedacht darauf
genommen werden , daß durch die Anlage von Schlengen
das Fahrwasser nicht noch mehr verschlechtert werde.

Nachdem der Berichterstatter auf das Wort verzichtet
hat , wird zur Abstimmung über den Antrag Schröder  ge¬
schritten . Es ergiebt sich Stimmengleichheit , indem je 16
Stimmen für und gegen den Antrag abgegeben werden.

Der Vorsitzende , Präsident Roggemann  verkündet,
daß auf Grund des Art . 161 des Staatsgrundgesetzes die
Abstimmung wiederholt werden solle.

IV . Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über
die Petition verschiedener Eingesessenen der Gemeinde Mark¬
hausen , betreffend Eröffnung des Krammetsvogelfangs am
15. September jeden Jahres.

Berichterstatter Abg . Burlage : Die Mehrheit des
Ausschusses sei der Ansicht , daß es eine Schädigung der
petitionirenden Gemeinde bedeute , wenn der Krammetsvogel¬
sang in Oldenburg später als in dem benachbarten Preußen
anfange . In der Petition sei dem Wunsche Ausdruck ge¬
geben , der Krammetsvogelsang möge am 15 . September
jeden Jahres eröffnet werden , durch Reichsgesetz vom 21 . März

1888 sei es jedoch verboten , den Fang vor dem 21 . Sep¬
tember zu beginnen.

Die Minderheit des Ausschusses sei der Ansicht , daß
das Fangen der Krammetsvögel ganz unterbleiben müsse.

Die Mehrheit beantrage:
Der Landtag wolle die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zur Berücksichtigung über¬
weisen.

Die Minderheit beantrage dagegen:
Der Landtag wolle die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zur Prüfung überweisen.

Er bitte der Mehrheit zuzustimmen.
Abg . Wallroth : Eine ähnliche Petition habe der

ersten Versammlung des jetzigen Landtags Vorgelegen . Jetzt,
wie damals , trete er gegen den Krammetsvogelsang auf,
denn es würden dabei auch viele Singvögel mit weggefangen.
Wenn er trotzdem im Ausschüsse beantragt habe , die Peti¬
tion der Staatsregierung zur Prüfung zu überweisen , so
habe er das gethan in der Befürchtung , daß er mit einem
Anträge auf Uebergang zur Tagesordnung kein Glück haben
werde , denn die Stimmung der meisten Abgeordneten über
diese Angelegenheit sei ihm bekannt . Er habe seinen An¬
trag gestellt in der Hoffnung , daß die Staatsregierung dem
Wunsche der Petenten nicht stattgeben , sondern den Fang
möglichst einschränken werde . In Oldenburg sei der Fang
jetzt für die Zeit vom 1 . Oktober bis 31 . November erlaubt.
Die Petenten wollten den Eröffnungstermin auf den
15 . September gesetzt wissen . Dieses könne nicht geschehen,
da reichsgesetzlich der Fang vor dem 21 . September nicht
erlaubt sei . Es könnte also nur eine Verfrühung um 9 Tage
in Frage kommen . In dieser Zeit aber könnten in Olden¬
burg viele Vögel mit dem Leben davon kommen , die auch nicht
alle in Preußen gefangen würden . Dieses sei für ihn Grund
genug , gegeu eine Verfrühung zu stimmen , und er hoffe,
daß auch die Staatsregierung der Petition nicht stattgeben
werde.

Abg . Meyer : Er bitte , dem Anträge der Mehrheit
zuzustimmen . Er theile zwar das Bedauern , daß beim
Krammetsvogelsang auch Singvögel mit weggefangen wür¬
den , er würde mit Freuden jede Einrichtung begrüßen , wo¬
durch diese Kalamität beseitigt werden könnte . Andererseits
halte er aber das Fangen der Krammetsvögel für ganz be¬
rechtigt . Diese Vögel seien Zugvögel , sie würden nicht nur
in Oldenburg , sondern auch in Preußen und ganz Deutsch¬
land , ja in ganz Europa gefangen . Diejenigen , welche hier
nicht gefangen würden , würden anderwärts gefangen werden.
Die Vögel seien ein Leckerbissen und ihr Fang bilde eine
ansehnliche Einnahmequelle für manche Bewohner armer
Gegenden , wie auch in der Petition hervorgehoben sei.
Unter diesen Umständen müsse man den Fang den Bewoh¬
nern jener Gegenden möglichst günstig gestalten und das
geschehe am besten , wenn man sich mit dem Eröffnungs¬
termin nach dem benachbarten Preußen richte.

Nachdem der Berichterstatter auf das Wort verzichtet
hat , wird hierauf der Mehrheitsantrag angenommen , womit
der Minderheitsantrag beseitigt ist.

Hierauf trat eine Pause von 10 . Minuten ein.
Nach Ablauf der Pause wurde darauf die Sitzung

wieder eröffnet und bemerkte der Präsident , daß der An-
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trag  Schröder, falls  sich bei der Abstimmung wieder
Stimmengleichheit ergeben sollte, gemäß Art. 161 des Staats¬
grundgesetzes als abgelehnt zu betrachten sei.

Bei der Abstimmung wird der Antrag Schröder:
Der Landtag möge den Antrag des Petitionsaus-
schusies ablehnen und die Petition der Staatsregie¬
rung zur Prüfung überweisen,

mit 15 gegen 14 Stimmen abgelehnt und sodann der An¬
trag des Petitionsausschusses:

Der Landtag wolle die Petition der Großherzog¬
lichen Staatsregierung zur Berücksichtigung über¬
weisen,

mit 15 gegen 14 Stimmen angenommen.

Der Präsident ertheilt hierauf Seiner Excellenz dem
Herrn Minister Jansen das Wort.

Minister Jansen Exc. : Meine hochgeehrten Herren!
Nachdem der Landtag des Großherzogthums seine Geschäfte
beendet hat , erkläre ich im Aufträge Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogs den Landtag für geschlossen.

Der Präsident bringt sodann ein dreimaliges Hoch auf
Seine Königliche Hoheit den Großherzog aus , in das die
Abgeordneten lebhaft einstimmen.

Schluß der Sitzung gegen 1lft/t Uhr.

Der Berichterstatter:

Ricklefs.
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